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Bericht zur Umsetzung des Aktionsplans zur Homo-, Trans-
und Interphobie fliir das Land Bremen



Mitteilung des Senats
an die Bremische Burgerschaft (Landtag)
vom 27. Februar 2018

»Bericht zur Umsetzung des Aktionsplans gegen Homo-, Trans- und
Interphobie fur das Land Bremen*

Der Senat Ubermittelt der Birgerschaft (Landtag) den Bericht Uber die Umsetzung des
Aktionsplans gegen Homo-, Trans- und Interphobie fir das Land Bremen mit der Bitte um
Kenntnisnahme.

Am 18.03.2015 hat die Bremische Burgerschaft (Landtag) den Aktionsplan gegen Homo-,
Trans- und Interphobie fur das Land Bremen (Beschluss Nr. 18/1273) mit der Mal3gabe einer
Berichtspflicht verabschiedet (Drucksache 18/1738).

Die Deputation fur Soziales, Jugend und Integration hat den Bericht zur Umsetzung des
Aktionsplans gegen Homo-, Trans- und Interphobie am 15.02.2018 zur Kenntnis genommen.
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Gruld

wort

der Senatorin

Sehr geehrte Leser_innen, liebe Mitwirkende
und Wegbegleiter_innen,

»Eine demokratische Gesellschaft lebt von ihrer Vielfalt. Dazu gehort selbstver-
standlich auch die Vielfalt von Lebensweisen und sexueller Identitaten.”

Dieser Leitsatz appelliert an alle — von der Politik bis in die Zivilgesellschaft hinein,
entschieden gegen Diskriminierung und fir gleiche Rechte von lesbischen, schwu-
len, bisexuellen, trans*- und intergeschlechtlichen Menschen einzutreten.
Wichtige Schritte wurden 2017 auf Bundesebene getan: Mit unschatzbarer
offentlicher Wirkung wurde das Recht auf EheschlieBung fir gleichgeschlechtli-
che Partner_innen durch den Bundestag und den Bundesrat eingefiihrt.

Im November entschied das Bundesverfassungsgericht, eine Neuregelung zu
schaffen, nach der in das Geburtsregister eine ,,positive Bezeichnung” wie etwa
,inter” oder , divers” als drittes Geschlecht neben ,,mannlich” und ,weiblich”
aufgenommen wird.

Wir wissen jedoch: Die Anerkennung ihrer Lebensweise und die Freiheit von
Diskriminierung erfahren Menschen im alltaglichen Leben. Um ein gesellschaft-
liches Klima zu fordern, in dem Menschen unabhéangig von ihrer sexuellen und
geschlechtlichen Identitat gleichberechtigt und selbstbestimmt leben kénnen,
verabschiedete die Bremische Biirgerschaft im Marz 2015 den Aktionsplan gegen
Homo-, Trans*- und Interphobie des Landes Bremen.

Vor Ihnen liegt der Umsetzungsbericht zu diesem Aktionsplan. Dieser dokumen-
tiert die Vorhaben und MalRnahmen, die bis Ende 2017 in Bremen und Bremerha-
ven entwickelt und umgesetzt wurden.

Die vielfdltigen Beispiele zeigen: Es ist gelungen, Menschen zu erreichen und so
zu beteiligen, dass sie in ihren Lebens- und Arbeitsbereichen fir Offenheit und
Anerkennung vielfaltiger Lebensweisen sorgen.

Mit den MalRnahmen des Landesaktionsplans gegen Homo-, Trans*- und Inter-
phobie ist eine gute Grundlage geschaffen worden, um weitere Ziele zur Ver-
besserung der Rahmenbedingungen fir Menschen mit LSBT*IQ-Hintergrund im
Lande Bremen zu verwirklichen.

Flr das Engagement und die gute Zusammenarbeit mdchte ich mich bei allen
Beteiligten bedanken: bei den mitwirkenden Ressorts des Landes Bremen, beim
Magistrat Bremerhaven und den vielen zivilgesellschaftlichen Akteur_innen.
Insbesondere bedanke ich mich beim Rat&Tat-Zentrum fiir queeres Leben fir
die enge Begleitung und Erstellung dieses Berichts.

Ich freue mich auf die weiteren gemeinsamen Schritte und natdrlich auf die
nachste CSD-Parade in Bremen.

Mit den besten Griilen
Anja Stahmann
Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport
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° ° » Eine demokratische Gesellschaft lebt von ihrer Vielfalt.

1 E I n | e I t u n Dazu gehort selbstverstiandlich auch die Vielfalt
von Lebensweisen und sexueller Identitaten.! «
Dieser Grundsatz ist seit Jahren fester Bestandteil der Antidiskriminierungspolitik
im Land Bremen und zeigt sich in vielen Bereichen. So hat Bremen im Jahre 2001
als eines der ersten Bundeslander den Schutz der sexuellen Identitat in das Diskri-
minierungsverbot der Bremer Landesverfassung aufgenommen? und in landesge-
setzlichen Regelungen eingetragene Lebenspartnerschaften rechtlich mit der Ehe
gleichgestellt. Bereits 2012 ist Bremen als viertes Bundesland der ,,Koalition gegen

Diskriminierung” beigetreten, einer bundesweiten Offensive fir eine diskriminie-
rungsfreie Gesellschaft der Antidiskriminierungsstelle des Bundes.

Auf Bundesebene setzt sich Bremen seit Langem dafiir ein, LSBT*IQ3 diskriminie-
rende Regelungen zu beseitigen und das Grundgesetz entsprechend zu erganzen.
So hat Bremen im Juli 2017 im Bundesrat dem Ehed6ffnungsgesetz zugestimmt.
Ebenso fordert die rot-griine Landesregierung in Artikel 3 des Grundgesetzes die
Erganzung, dass niemand wegen der sexuellen Identitat diskriminiert werden darf.
Zugleich unterstitzt Bremen die Forderung nach einem nationalen , Aktionsplan
fir Vielfalt”, der Homo- und Trans*phobie entgegensteuert.

Auch filr die Rechte von trans*- und intergeschlechtlichen Personen setzt sich
Bremen ein. So fordert das Land eine dringend erforderliche Reform des sog.
,Transsexuellengesetzes”, mit dem Ziel die Selbstbestimmung zu garantieren, die
diskriminierende Einordnung als Krankheit zu beenden und die Menschenwiirde
zu sichern. Fir intergeschlechtliche Menschen fordert Bremen unter anderem ge-
setzliche Regelungen, die das Recht auf koérperliche Unversehrtheit minderjahriger
Betroffener starkt und den Druck auf Angehdrige zu einer friihen Festlegung der
geschlechtlichen Identitat ihres Kindes reduziert.

In der Koalitionsvereinbarung der Jahre 2011-2015 bekréftigte die rot-griine
Bremer Landesregierung ihr Engagement fir den Abbau von Diskriminierung und
die Gleichstellung von LSBT*IQ. Vereinbart wurde ein umfassender Aktionsplan
gegen Homo-, Trans*- und Interphobie unter Beteiligung der Bremer Interessen-
verbande und Beratungsstellen.

1 Vereinbarung zur Zusammenarbeit in einer Regierungskoalition fiir die 18. Wahlperiode der
Bremischen Biirgerschaft 2011-2015, SPD Landesorganisation Bremen; BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN Landesverband Bremen, S. 65.

2 Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen, Artikel 2: “Niemand darf wegen seines
Geschlechts, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft,
seines Glaubens, seiner sozialen Stellung, seiner sexuellen Identitat, seiner religiosen und
politischen Anschauungen bevorzugt oder benachteiligt werden.”

3 LSBT*IQ = Lesben, Schwule, Bisexuelle, Trans*, Intergeschlechtliche und queere Menschen.
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Im Marz 2015 hat die Bremische Biirgerschaft den erarbeiteten Landesaktionsplan
gegen Homo-, Trans*- und Interphobie verabschiedet, in dem Ziele und Mal3nah-
men benannt sind, die einen konkreten Beitrag zum Abbau von Diskriminierungen
von lesbischen, schwulen, bisexuellen, trans*- und intergeschlechtlichen Men-
schen leisten sollen.

Im Koalitionsvertrag der Jahre 2015-2019 ist die Umsetzung des Landesaktions-
plans fur die kommenden Jahre vorgesehen. Aufbauend auf bestehenden Angebo-
ten soll nun ein erster Teil der beschlossenen MaBBnahmen auf den Weg gebracht
werden, die darauf ausgerichtet sind, einen respektvollen Umgang zu férdern und
die LSBT*IQ in ihrer sexuellen und geschlechtlichen Identitat starken sollen.

1.1 Entwicklung und Verfahren

Auf Antrag der Fraktion der SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN vom

19. September 2013 (Drucksache 18/1063: ,,Auf Homophobie entschlossen re-
agieren”) fasste die Bremische Blirgerschaft am 23. Januar 2014 den Beschluss, bis
Jahresende einen umsetzungs- und maRnahmenorientierten ,Landesaktionsplan
Homophobie” unter breiter Beteiligung zu entwickeln.

In Abstimmung mit allen Bremer Ressorts, der Senatskanzlei, dem Magistrat
Bremerhaven, dem Landesbehindertenbeauftragten, der Bremischen Zentralstelle
flir die Verwirklichung der Gleichstellung der Frau (ZGF) und Akteur_innen Bremer
Interessensvertretungen erarbeitete das Rat&Tat-Zentrum flir queeres Leben e.V.
unter Federfiihrung der Senatorin fir Soziales, Kinder, Jugend und Frauen* den
Aktionsplan bis Mitte Dezember 2014.

Der Bremer Senat beschloss den abgestimmten , Aktionsplan gegen Homo-,
Trans*- und Interphobie fiir das Land Bremen — Auf Diskriminierung entschlossen
reagieren” am 10. Februar 2015, den die Bremische Blirgerschaft am 18. Marz
2015 zur Kenntnis nahm.

Am 24. Marz 2015 wurde der Aktionsplan im Rahmen einer gemeinsamen Prasen-
tation des Sozialressorts und des Rat&Tat-Zentrums der Offentlichkeit vorgestellt.

Zum Auftakt der Umsetzung des Aktionsplans bat das federfiihrende Ressort der
Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport® am 17. August 2016
alle Bremer Ressorts, die Senatskanzlei und den Magistrat Bremerhaven, fiir die
Umsetzungsphase jeweils eine Ansprechperson zu benennen. In einem ersten
Schritt sollte erortert werden, welche Handlungsziele bis Ende 2017 realisiert
werden kénnen. Auch bereits umgesetzte Schritte und Mallnahmen sollten doku-
mentiert werden.

4 Ressortzuschnitt 2011-2015
5 Ressortzuschnitt 2015-2019.
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Unter Federfiihrung des Sozialressorts begleitete und koordinierte das
Rat&Tat-Zentrum die Senatsressorts wahrend des Umsetzungsprozesses
vom 1. September 2016 bis 15. Juli 2017.

Von August 2017 bis Oktober 2017 wurde eine Bilanz erstellt. In Absprache mit
dem Sozialressort fihrte das Rat&Tat-Zentrum die UmsetzungsmaRnahmen zusam-
men und dokumentierte die Ergebnisse in Form eines abgestimmten Berichtes.

Der Umsetzungsbericht zum , Landesaktionsplan gegen Homo-, Trans*- und Inter-
phobie fiir das Land Bremen — Auf Homophobie entschlossen reagieren” wird
Anfang 2018 von der Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport
sowie dem Rat&Tat-Zentrum fiir queeres Leben e.V. im Rahmen einer Pressekonfe-
renz vorgestellt.

1.2 Ziele und Handlungsfelder

Die Bremer Landesregierung sieht sich in der Verantwortung, ein offenes, viel-
faltiges, diskriminierungsfreies und respektvolles Miteinander fir alle in Bremen
lebenden und arbeitenden Menschen zu fordern, unabhangig von der sexuellen
oder geschlechtlichen Identitat. Der Aktionsplan gegen Homo-, Trans*- und Inter-
phobie soll dazu einen Beitrag leisten.

Er verfolgt die libergeordneten Ziele,

> die Akzeptanz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt zu férdern

> die Sichtbarkeit von LSBT*IQ durch Offentlichkeitsarbeit zu verbessern

> einen informierten und sensibilisierten Umgang mit LSBT*IQ Anliegen in der
Bremer Verwaltung und der Zivilgesellschaft zu férdern

> homo-, trans*- und interfeindliche Gewalt zu bekdampfen

> Unterstitzung bei der Entwicklung von Strukturen,
Vernetzung und Austausch zu geben

> Beratungs- und Selbsthilfeangebote zu fordern.

Mithilfe des Aktionsplans sollen diese Ziele nach und nach in konkretes Handeln
umgesetzt werden. Der vorliegende Bericht dokumentiert Manahmen zur Um-
setzung des Aktionsplans. Er beschreibt einmalige Aktivitaten, kontinuierliche
Aufgaben sowie strukturell wirksame Vorhaben, die bereits umgesetzt bezie-
hungsweise geplant sind. Die konkreten Ziele und MalRnahmen sind auf folgende
Handlungsfelder ausgerichtet:

1 Lebensphasen
(Kinder, Jugend und Familie — Schule — Arbeitswelt — Alter und Pflege)

2 Vielfalt der Lebenshintergriinde
(Migration — Behinderung — Trans*- und Intergeschlechtlichkeit)

3 Lebenswelten (Kultur und Offentlichkeit — Sport — Tourismus)

4 Antidiskriminierung
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1.2.1 Ubersicht: Handlungsfelder und Zustindigkeiten

Handlungsfeld Zustandigkeit

1 Lebensphasen

> Kinder, Jugend und Familie > Senator fir Justiz und Verfassung

> Schule > Senatorin fir Wissenschaft,

> Arbeitswelt Gesundheit und Verbraucherschutz

> Alter und Pflege > Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen,

Integration und Sport

Senatorin fir Kinder und Bildung

Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr
Senatorin fiir Finanzen

Senator fur Wirtschaft, Arbeit und Hafen
Magistrat Bremerhaven

Bremische Zentralstelle flir die Verwirklichung
der Gleichberechtigung der Frau

vV VvV VvV VvV vV Vv

2 Vielfalt der Lebenshintergriinde

> Migration > Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen,
> Behinderung Integration und Sport
> Trans*- und Intergeschlechtlichkeit > Senator fiir Justiz und Verfassung
> Senatorin fir Wissenschaft, Gesundheit und
Verbraucherschutz

> Senator fiir Inneres

> Magistrat Bremerhaven

> Landesbehindertenbeauftragter der Freien
Hansestadt Bremen

> Bremische Zentralstelle fur die Verwirklichung
der Gleichberechtigung der Frau

3 Lebenswelten

> Kultur und Offentlichkeit > Senator fur Kultur
> Sport > Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen,
> Tourismus Integration und Sport

> Senator fur Wirtschaft, Arbeit und Hafen
> Magistrat Bremerhaven

4 Antidiskriminierung
> Alle Ressorts
> Magistrat Bremerhaven
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1.3 Um wen geht es? Schreibweisen und Erlauterungen

In diesem Aktionsplan geht es um lesbische, schwule, bisexuelle, trans*, intergeschlechtliche sowie
queere Menschen, kurz LSBT*IQ. Es geht somit um Menschen verschiedener sexueller und geschlecht-
licher Identitaten, mit spezifischen Lebens- und Diskriminierungserfahrungen und vielfaltigen Bedarfen.
Eines der wesentlichen Anliegen des Aktionsplans ist es, die Sichtbarkeit von LSBT*IQ zu férdern. Dieser
Ansatz soll bereits durch die Schreibweise LSBT*IQ zum Ausdruck gebracht werden.

Schreibweise

Es haben sich Schreibweisen gebildet, die den Anforderungen an Gendersensibilitdt Rechnung tragen,

z. B. Gender-Gap (Stammform (in der Regel mannlich) + Unterstrich + Endung (in der Regel weiblich) oder
der Gender-Star (Stern*statt Gap_)). Auf die Orientierungshilfe fiir eine Gendergerechte Sprache an den
Hochschulen im Land Bremen wird verwiesen.

LSBT*IQ Erlduterungen
Lesbisch Romantische Anziehung und/oder sexuelles Begehren zwischen Frauen*

Schwul Romantische Anziehung und/oder sexuelles Begehren zwischen Mannern*

Bisexualitat Romantische Anziehung und/oder sexuelles Begehren fir Personen des eigenen und eines
anderen Genders/Geschlechts. Es muss sich dabei nicht zwangsldufig um Geschlechter innerhalb einer
bindren Geschlechterzuordnung handeln.

Trans*identitat Der Begriff Trans*identitidt wurde als Alternative zur medizinischen Diagnose ,Trans-
sexualitat” gepragt, um zu verdeutlichen, dass es weder nur um Korperlichkeit geht (oder gehen muss)
noch um Sexualitat, sondern um das individuelle Rollenverstandnis bzw. die Identitat

Trans*(gender) Der Begriff Trans* schlieRt alle Menschen ein, die eine andere Genderidentitit besit-
zen, ausleben oder darstellen als jenes Geschlecht, das ihnen bei der Geburt zugewiesen wurde

*nach Frau*, Mann* Das Sternchen® nach einer Kategorie, wie z.B. Frau* soll auf die Konstruiertheit
der Kategorie hinweisen — gemeint sind dann alle, die sich hinsichtlich ihrer Geschlechtsidentitat als Frau
begreifen und auch von anderen als solche wahrgenommen werden méchten — véllig unabhangig von
dem bei der Geburt zugewiesenen Geschlecht

*nach Trans* oder Inter* Mit dem Sternchen soll verdeutlicht werden, dass nach dem Prafix , Trans*“
oder ,Inter*” jede weitere Wortendung inkludiert wird, d.h. sowohl transgender, transgeschlechtlich

als auch transsexuell oder nur trans bzw. intergeschlechtlich, zwischengeschlechtlich intersexuell

oder nur inter

Inter* Menschen, deren Genitalien, Hormonproduktion oder Chromosomen nicht der medizinischen
Norm von eindeutig ,,mannlichen” oder ,weiblichen” Kérpern zugeordnet werden kénnen. Haufig
werden Inter*Personen auch als Intersexuelle bezeichnet. Doch Inter* hat nichts mit dem sexuellen
Begehren einer Person zu tun, deshalb wird der Begriff ,intersexuell” von vielen Intergeschlechtlichen
Personen abgelehnt

Queer Als queer bezeichnen sich Personen, die sich nicht auf einen der heteronormativen Stereotype
,der Mann“ oder ,,die Frau” festlegen wollen oder konnen und/oder ihre sexuelle Orientierung oder
ihre Genderidentitat als quer zur vorherrschenden Norm der Heterosexualitdt beschreiben. Der Begriff
bezeichnet auch ein Blindel wissenschaftlicher Theorien, politischen Bewegungen und Gruppen

6 Das aus der Archiv- und Programmierzeichensetzung stammende Asterisk.
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Das am 30.06.2017 im Bundestag verabschiedete und am 07.07.2017 vom Bundes-
rat gebilligte ,Gesetz zur Einfihrung des Rechts auf EheschlieBung fiir Personen
gleichen Geschlechts” (Ehedffnungsgesetz) ist ein Meilenstein in der Weiterent-
wicklung des Familienrechts hin zu einer modernen Familienpolitik, in dem es

fiir Regenbogenfamilien mehr Rechtssicherheit gibt. Durch die Offnung der Ehe
kdénnen gleichgeschlechtliche Paare heiraten und haben ein gemeinsames
Adoptionsrecht.

Jedoch hat das neue Gesetz (Ehedffnungsgesetz) an dem geltenden
Abstammungsrecht nichts gedndert’:

Das langwierige Verfahren der Stiefkindadoption bleibt auch fiir gleichgeschlecht-
liche Ehepaare (zunachst) bestehen und muss analog zur bestehenden Regelung
flir heterosexuelle Ehepaare angepasst werden, nach der beide Ehepartner_innen
automatisch rechtliche Elternteile werden. Fir trans*- und intergeschlechtliche
Eltern besteht Reformbedarf beziiglich der Vorschriften zur Kldarung der abstam-
mungsrechtlichen Elternschaft. Die Verkniipfung von Elternschaft mit der Fort-
pflanzungsfunktion und mit dem Geschlecht flihrt fiir trans*- und intergeschlecht-
liche Menschen zu hoher Rechtsunsicherheit.

Diese Rechtsgliter mussen in der nachsten Legislaturperiode dringend verandert
werden.

Die in diesem Handlungsfeld umgesetzten MaRnahmen setzen auf Qualifizie-
rungsangebote fiir Fachkrafte zum informierten und sensibilisierten Umgang mit
Regenbogenfamilien und auf Sichtbarkeit und die Wahrnehmung von vielfaltigen
Familienkonstellationen als gesellschaftliche Realitat. Nur durch Rechtssicherheit,
Sichtbarkeit und Akzeptanz reduziert sich das Diskriminierungsrisiko.

7 AK Abstammungsrecht — Empfehlungen fir eine Reform des Abstammungsrecht, BMJV, 2017
(siehe Anlage).
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Kompetenzen des Fachpersonals im Bereich Kinder, Jugend
und Familie im Umgang mit LSBT*IQ stéirken

Das Thema LSBT*IQ/ Herkunfts- und Regenbogenfamilien in Ausbildungs-
angeboten fiir angehendes Fachpersonal im Bereich Kinder, Jugend
und Familie einbeziehen

Fortbildungsmodul im Kita-Bereich

Das Rat&Tat-Zentrum fiir queeres Leben e.V. hat im Auftrag der Senatorin fir
Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport ein Fortbildungsmodul zum Thema
,Regenbogenfamilien — Wer sie sind und wie sie’s werden” flir angehende Erzie-
her_innen im Kita-Bereich konzipiert und mehrfach durchgefiihrt. Das Angebot
soll einen Beitrag leisten zur Sensibilisierung fiir die Lebensform und Belange der
Regenbogenfamilien und kiinftige Erzieher_innen in ihrer Handlungskompetenz
fir den Umgang mit Regenbogenfamilien im beruflichen Kontext starken.

Inhaltliche Schwerpunkte des Fortbildungsmoduls sind: Informationen zu sexueller
und geschlechtlicher Vielfalt, Konstellationen von Regenbogenfamilien, Wege

der Familiengriindung, rechtliche Aspekte, Informationen zur Lebenssituation von
Kindern in gleichgeschlechtlichen Partnerschaften, Prasentation des Medien-
koffers ,,Familien und vielfaltige Lebensweisen”, Anregungen und Handlungs-
empfehlungen im Umgang mit sexueller/geschlechtlicher Vielfalt und im Kontakt
mit Regenbogenfamilien. Erganzend wurde ein Handout mit Inhalten der Fortbil-
dung und Begriffserklarungen sowie Literatur-, Medien- und Adressenlisten zum
Thema Regenbogenfamilien zur Verfiigung gestellt.

Das Fortbildungsangebot wurde bei der Senatorin fiir Soziales, Referat 21, Bereich
Ausbildung in das Lernportal fir die Erzieher_innenausbildung der Jahrgange
2014/2015 und 2015/2016 aufgenommen. Durchgefiihrt wurden sechs Veranstal-
tungen fir Erzieher_innen im Anerkennungsjahr im KITA-Bereich mit insgesamt
120 Teilnehmer_innen.

qleer ieben

Berufsbegleitende Fortbildung an der Fachschule

Das Rat&Tat-Zentrum fir queeres Leben e.V. hat am 8. Juni 2017 eine Fortbildung
zum Thema ,,Regenbogenfamilien — Familien mit gleichgeschlechtlichen und
Trans*Eltern” flir die Fachschule fiir Sozialpddagogik & Heilerziehungspflege des
Paritatischen Bildungswerk Landesverband Bremen e.V. angeboten. Die Fortbil-
dung richtete sich an Umschiiler_innen / berufsbegleitende Teilnehmer_innen,
die Erzieher_innen lernen und fand im Rahmen einer Blockwoche zu besonderen
Lebenslagen von Familien, Kindern und Jugendlichen statt. Inhaltliche Schwer-
punkte waren die rechtliche und soziale Situation von Regenbogenfamilien und
die Prasentation des Medienkoffers ,, Familien und vielfaltige Lebensweisen”.
Anhand von fiktiven Fallbeispielen wurden Moglichkeiten fir eine geeignete
Haltung im Umgang mit sexueller/geschlechtlicher Vielfalt und im Kontakt mit
Regenbogenfamilien im beruflichen Kontext diskutiert. Es haben 23 Personen an
der 4-stiindigen Fortbildung teilgenommen.

Sensibilisierung und Qualifizierung des Fachpersonals im Bereich Kinder,
Jugend und Familie zum Thema LSBT*IQ/ Herkunfts- und Regenbogenfamilien
im Rahmen von Fachtagungen und FortbildungsmaRnahmen

Fachveranstaltung fiir die Hauser der Familie

Die Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport hat das
Rat&Tat-Zentrum fiir queeres Leben e.V. beauftragt, eine Fachveranstaltung zum
Thema ,,Familien und vielfaltige Lebensweisen — Regenbogenfamilien” fiir die
Mitarbeiter_innen der Bremer Hauser der Familie anzubieten. Die Fachveran-
staltung soll Informationen zu gleichgeschlechtlicher und Trans* Elternschaft
vermitteln sowie Méglichkeiten zur Rollenfindung und fiir eine geeignete Haltung
als Fachkraft im Umgang mit Kindern und Eltern aus Regenbogenfamilien themati-
sieren. Entsprechend dieser Vorgaben wurde im September 2015 eine 4-stiindige
Fachveranstaltung mit 20 Teilnehmer_innen durchgefiihrt. Inhaltliche Schwer-
punkte der Fachveranstaltung waren:

Informationen zu sexueller und geschlechtlicher Vielfalt, Konstellationen von
Regenbogenfamilien, Wege der Familiengriindung, rechtliche Aspekte, Informati-
onen zur Lebenssituation von Kindern in gleichgeschlechtlichen Partnerschaften,
Prasentation des Medienkoffers ,Familien und vielfaltige Lebensweisen”,
Anregungen und Handlungsempfehlungen im Umgang mit sexueller/geschlechtli-
cher Vielfalt und im Kontakt mit Regenbogenfamilien.

Ergdnzend wurde ein Handout mit Inhalten der Fachveranstaltung und Begriffser-
klarungen sowie Literatur-, Medien- und Adressenlisten zum Thema Regenbogen-
familien fir die Teilnehmer_innen erstellt.

Fachveranstaltung im Arbeitskreis Familienbildung
Am 11. August 2017 hat eine weitere Fachveranstaltung zum Thema fir padagogi-
sche Fachkrafte im Bremer AK Familienbildung stattgefunden.
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Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir Herkunfts-
und Regenbogenfamilien

Priifung der Moglichkeit des Verzichts (oder der Reduzierung) auf die
Adoptionspflegezeit bei Stiefkindadoptionen von gemeinsamen Wunschkindern
bzw. Priifung von Maéglichkeiten zur Verbesserung des Verfahrens

Empfehlungen der BAG der Landesjugendamter

Das Bundesland Bremen, beteiligt durch das Ressort Soziales, Jugend, Frauen,
Integration und Sport ist in der Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugend-
amter vertreten.

Die BAG Landesjugendamter entwickelt gemeinsame Verfahrensweisen und
Grundsatze fir die Jugendhilfe in Bund, Landern und Kommunen, nimmt zu
Gesetzentwirfen im Bereich der Jugendhilfe Stellung, erarbeitet Empfehlungen
und Arbeitshilfen und tragt zu einer bundeseinheitlichen Anwendung des SGB VIl
(Kinder- und Jugendhilfegesetz) bei.

Im Jahre 2014 wurden durch die BAG der Landesjugendamter Empfehlungen zur
Adoptionsvermittlung herausgegeben. Es wird zu priifen sein, ob durch das Ehe-
offnungsgesetz eine Uberarbeitung der Empfehlungen notwendig ist.

Priifung der Moglichkeit, die assistierte Reproduktion auch lesbischen
eingetragenen Partnerschaften (und alleinstehenden Frauen) zu erméglichen
(Verweis auf Landesarztekammer Berlin und Hamburg)

Stand der Umsetzung

Bei der Berufsordnung der Arztekammer Bremen handelt es sich um originéres
Kammerrecht, das die Kammer im Rahmen ihrer Selbstverwaltung erlasst. Die
Senatorin fiir Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz verfiigt Gber die
Rechtsaufsicht. Im Rahmen des weiteren Prozesses Uberprift die Senatorin,
inwieweit eine Einflussnahme bei der Arztekammer méglich ist.

Forderung von Medienangeboten zum Thema LSBT*IQ/Herkunfts- und Regenbo-
genfamilien fiir Kindertageseinrichtungen, in der Kinder- und Jugendarbeit (z.B.
ausleihbare Medienkoffer) sowie fiir die Bereiche Kinderschutz und Erziehung

Bremer Medienkoffer

Das Rat&Tat-Zentrum fiir queeres Leben e.V. hat fiinf Medienkoffer fiir Kinder
zwischen 3-6 Jahren zusammengestellt. Jeder Koffer enthalt 19 Kinderbiicher
sowie 5 Handreichungen und Fachbticher, die fiir inklusive und vielfdltige padago-
gische Praxis in Kindertageseinrichtungen hilfreich sind.

Die Ausleihe des Koffers ist kostenfrei.
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Der Bremer Medienkoffer orientiert sich inhaltlich und konzeptionell am beste-
henden Berliner Medienkoffer, der bereits seit 2013 erfolgreich zur Anwendung
kommt. Bei der Auswahl der Blicher fand eine Orientierung an Bildungskonzepten
statt, die versuchen, vorurteilsbewusste Arbeit zu fundieren.

Alle Bilderblicher thematisieren ,,Familien und diverse Lebensweisen” auf eine
Weise, dass die Vielfalt moglichst vieler Lebens- und Familienrealitaten von Kin-
dern im Kindergartenalltag sichtbar werden kann.

Die folgende Auflistung gibt einen Uberblick, welche Themen im Medienkoffer
vorkommen: Anderssein/Ausgrenzung, Regenbogenfamilien und diverse Lebens-
und Familienformen, Freundschaft/Solidaritat, Geschlechtergerechte Erziehung,
Inklusionspadagogik, Interkulturalitat, Transidentitat, Kérpernormierung(en) und
Selbstbestimmung.

Des Weiteren wurde vom Rat&Tat-Zentrum ein Begleitheft erstellt, das die Rah-
menbedingungen fir die Erstellung der Koffer erldutert. Es enthilt eine Ubersicht
und Kurzeinfiihrung in samtliche Kinderbicher, Fachbiicher, Handreichungen und
Materialien.

Die Koffer sind an vier verschiedenen Standorten fiir die padagogischen Fachkraf-
te ausleihbar: Rat&Tat-Zentrum fiir queeres Leben e.V. (Bremen-Mitte); Kinder-
und Familienzentrum St. Magnus (Bremen-Nord); Friihforderzentrum der Bremi-
schen Evangelischen Kirche (Bremen-Vahr); Amt fur Jugend, Familie und Frauen
(Bremerhaven).

Durch die vier Standorte wurde ein Netzwerk geschaffen, das potentiell Multipli-
kator_innen und Kinder in den 70 Kinder- und Familienzentren von Kita Bremen,
53 Kindertagesstatten liber den Bereich Kinderforderung des Amt fiir Jugend,
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Familie und Frauen in Bremerhaven sowie 58 Kindertagesstatten liber das Frihfor-
derzentrum des Landesverbands Evangelischer Tageseinrichtungen erreicht. Der
Koffer des Rat&Tat-Zentrums wird in der Regel von Eltern, Erzieher_innen in der
Ausbildung und anderen padagogischen Multiplikator_innen bzw. Teamer_innen
entliehen.

Das Angebot des Medienkoffers wird mithilfe eines vom Rat&Tat-Zentrum erstell-
ten Flyers beworben.

Starkung der Selbsthilfe von Herkunfts- und Regenbogenfamilien

Stand der Umsetzung
Unterstiitzungsmaglichkeiten werden in Koordination mit dem Netzwerk Selbsthilfe gepriift.

Informationsmaterial/Unterstiutzungswegweiser fiir LSBT*1Q mit Kinderwunsch
sowie fiir Herkunfts- und Regenbogenfamilien in Bremen

Stand der Umsetzung
Diese Umsetzungsmalinahme soll zu einem spateren Zeitpunkt erfolgen.

Starkung auBerschulischer Jugendarbeit zu geschlechtlicher und sexueller
Vielfalt (z.B. Férderung gezielter akzeptanzférdernder Projekte; Férderung von
Beratungsangeboten fiir Kinder und Jugendliche; strukturelle Férderung von of-
fener Jugendarbeit und Jugendverbandsarbeit als Orte der Auseinandersetzung
und Identitatsbildung)

Arbeitskreis ,,Queeres Leben Bremerhaven”

Auf Initiative der pro familia Bremerhaven haben sich interessierte und engagierte
Mitarbeiter_innen aus verschiedenen sozialen Bereichen sowie Privatpersonen
zusammengefunden, um an den Bedarfen von LSBT*IQ- Jugendlichen orientierte
Angebote zu entwickeln. Bisher gibt es kein vergleichbares Angebot in Bremerha-
ven, gleichzeitig wurde aus der sexualpadagogischen Arbeit aber deutlich, dass
immer mehr Bedarf besteht.

Ein erstes Ziel ist, in Bremerhaven einen Jugendtreffpunkt fir LSBT*IQ- Jugendli-
che zu schaffen. Dieser soll als Begegnungsstatte und zum Austausch dienen. Dazu
soll es angeleitete, an den Bedirfnissen und Interessen der Jugendlichen orientier-
te Gruppen, auch fir Geflichtete und Migrant_innen geben. Ebenfalls geplant sind
verschiedene Veranstaltungen der am AK Beteiligten, aber auch von Jugendlichen
selbst, sowie gemeinsame Unternehmungen, sportliche Aktivitaten und verschie-
dene Projekte von und mit den Jugendlichen (z.B. Videoprojekt 0.3.). Ebenso
vorgesehen ist eine offene Beratung zu allen Fragen des Alltags und eine Gesund-
heitsberatung sowie Aktionen zur STI- Pravention durch das Gesundheitsamt.
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Langfristig soll der Jugendtreffpunkt jeden Tag fiir verschiedene Gruppen und
Angebote gedffnet sein und neben der Begegnungsstatte auch Information und
Beratung fir lesbische, schwule, bisexuelle, trans*idente, inter*geschlechtliche
und queere Menschen bieten. Auch Angehdorige oder Menschen, die im berufli-
chen Kontext Fragen zu Themen sexueller Orientierung und Geschlechtsidentitat
haben, sollten diesen Treffpunkt nutzen kdnnen.

Jugendgruppe Respekt im Rat&Tat-Zentrum

Das Rat&Tat-Zentrum fiir queeres Leben e.V. wird fir die Jugendarbeit von der
Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport geférdert. Ein
Schwerpunkt der Jugendgruppe Respekt lag im Jahr 2016 auf den wdochentlichen
Gruppentreffen. Jeden Freitag wird ein offenes Gruppentreffen fir Jugendliche
und junge Erwachsene zwischen 15 und 25 Jahren angeboten, die sich als schwul,
lesbisch, bisexuell, trans*, inter* oder queer definieren und/oder auf der Suche
nach ihrer fiir sie stimmigen sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identi-
tat sind. Wahrend der Gruppentreffen werden Themen rund um das Coming-out
und die sexuelle bzw. geschlechtliche Identitat besprochen. Zur Vertiefung der
Themen wurden auch verschiedene Referent_innen eingeladen und Veranstaltun-
gen besucht. Aullerdem hat die Gruppe gemeinsame Freizeitaktivitaten gestaltet.
Mehrere Jugendliche haben sich dariiber hinaus in der Schulaufklarungsgruppe fir
sexuelle und geschlechtliche Vielfalt des Rat&Tat-Zentrums engagiert.

Die Gruppenleitung hat die Offent-
lichkeitsarbeit der Gruppe weiter
verbessert. Hierzu gehorte auch die
inhaltliche und gestalterische Neufas-
sung eines Informationsflyers. Um das
Angebot der Jugendgruppe Respekt
bekannter zu machen, wurde der In-
ternetauftritt erweitert und die Flyer in
Schulen, Freizeitheimen und anderen
Einrichtungen der Jugendhilfe verteilt.
Insgesamt stehen circa 30 Jugendli-
che und junge Erwachsene standig in
Kontakt mit der Jugendgruppe und es
kommen regelmaRig 10 bis 15 Teilneh-
mer_innen zu den Gruppentreffen. Da-
bei ist festzustellen, dass zunehmend
mehr Trans*Jugendliche die Gruppe
besuchen.

RATATAT™

Leitlinien Madchenarbeit

Die ZGF konnte mit dem AK Madchenpolitik ,,Leitlinien Madchen*arbeit” veroffent-
lichen. Zuvor waren diese in einem umfassenden Prozess (Klausuren, Arbeitsgrup-
pen, Fortbildungen) erarbeitet worden. Ein wichtiges Thema war die grundsatzliche
Auseinandersetzung mit Geschlechterkonzepten, Zuschreibungen und dem Selbst-
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verstandnis von ,weiblich”, ,mannlich” und ,transgender”. Die Leitlinien befassen

sich kritisch mit dem vorherrschenden zweigeschlechtlichen Geschlechterkonzept
und seinen Folgen. Es wird fiir die Arbeit als wichtig anerkannt, dass nicht wenige

Menschen ein gleichgeschlechtliches Begehren haben, ihr biologisches Geschlecht
nicht zu dem passt, was ihnen zugeschrieben wird oder sehr unterschiedliche Be-

ziehungsformen leben oder leben mochten. Die Auseinandersetzung mit Diskrimi-
nierung aufgrund geschlechtlicher oder sexueller Identitat gehort dazu.

Férderung der Sichtbarkeit von Familienvielfalt in der Offentlichkeit

Informationen im Internet Das Familiennetz Bremen hat auf seiner Internetseite
(www.familiennetz-bremen.de) Angebote und Veranstaltungen zum Themen-
bereich ,,Queer/Regenbogenfamilien” eingestellt.

Wanderausstellung ,,Alles Familie! Familiendarstellungen in aktuellen
Bilderbiichern”

Das familiennetz Bremen hat zusammen mit dem Rat&Tat-Zentrum flir queeres
Leben e.V. als eine von mehreren Kooperationspartner_innen eine Ausstellung
und diverse Veranstaltungen rund ums Thema Familie organsiert. Vom 12. bis 24.
Juni 2017 war im citylab Bremen die Wanderausstellung , Alles Familie! Familien-
darstellungen in aktuellen Bilderblichern” zu sehen. Die Wanderausstellung ,, Alles
Familie!” ist ein Projekt der Internationalen Jugendbibliothek Miinchen.

Die Ausstellung nimmt Familiendarstellungen in aktuellen Bilderblichern in den
Blick und widmet sich den gesellschaftlichen Veranderungen und ihren Auswir-
kungen auf die Vorstellung von Familie. Ob traditionelle Kernfamilie, Ein-Eltern-
Familie, Patchwork- oder Regenbogenfamilien — auf den 28 Bild- und Texttafeln
und in den 50 ausliegenden Bilderbichern wurden Familien und Familienformen
facettenreich dargestellt.

Nes
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Mit Workshops, Themenabenden, Eltern-Treffs, Bilderbuchkino, Fiihrungen, Vor-
tragen und Malaktionen wurden (GroR-) Eltern, Wahleltern, Patentanten und
-onkels sowie anderen Bezugspersonen und padagogischen Fachkraften die Gele-
genheit gegeben, sich zu informieren und von familienfreundlichen Angeboten in
Bremen zu erfahren.

Das Rat&Tat-Zentrum begleitete die Ausstellung in Form eines Workshop-Ange-
botes und stellte den Kita Koffer sowie den Grundschulkoffer fiir sexuelle und
geschlechtliche Vielfalt im Rahmen eines begleitenden Infotisches vor. Der Work-
shop ,, RegenbogenFamilienVielfalt kennenlernen” richtete sich an Padagog_innen
und sonstigen Interessierte und vermittelt Informationen zu gleichgeschlechtli-
chen und trans*-Partnerschaften mit Kind(ern).

Informationsveranstaltung fiir Pflegefamilien

Am 15. September 2015 hat das Rat&Tat-Zentrum fiir queeres Leben e.V. ge-
meinsam mit PiB — Pflegekinder in Bremen einen Informationsabend zum Thema
,Pflegefamilie unterm Regenbogen werden” angeboten. Schwerpunkt der Ver-
anstaltung waren Fragen, die fir die Annahme eines Pflegekindes relevant sind.
Informiert wurde (iber die Voraussetzungen und Rahmenbedingungen, die Paare
oder Einzelpersonen einem Pflegekind fir seine Entwicklung bieten sollen. PiB
sucht im Auftrag der Stadt Bremen fortlaufend Personen oder Lebensgemein-
schaften —auch mit LSBT*IQ Hintergrund, die ein oder mehrere Kinder in Pflege
aufnehmen kénnen.

Unterstiitzung von Initiativen auf Bundesebene zur Aufnahme des Merkmals
sexuelle Identitadt in Artikel 3 Grundgesetz

Stand der Umsetzung

Falls eine Anderung des Grundgesetzes angestrebt wird, werden die Senatorin fiir
Soziales, Jugend, Integration und Sport und der Senator fir Justiz und Verfassung
sich fachlich intensiv einbringen.
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Gleichstellung von Eingetragenen Partnerschaften mit der Ehe

Unterstiitzung von Initiativen auf Bundesebene zur Offnung der Ehe

fiir Personen gleichen Geschlechts, hilfsweise Unterstiitzung von Initiativen
zur Gleichstellung von Eingetragenen Lebenspartnerschaften mit der Ehe
im Adoptionsrecht

Eheoffnungsgesetz

Am 30.06.2017 verabschiedete der Bundestag das ,,Gesetz zur Einfihrung des
Rechts auf EheschlieBung fiir Personen gleichen Geschlechts” (Ehedffnungsge-
setz). Der Bundesrat billigte am 07.07.2017 den Gesetzesentwurf. Mit der Verof-
fentlichung im Bundesgesetzblatt am 28.07.2017 ist das Gesetz am 01.10.2017 in
Kraft getreten. Ab diesem Zeitpunkt kdnnen gleichgeschlechtliche Paare heiraten.

Das Ehedffnungsgesetz hat an dem Abstammungsrecht nichts geandert, d.h. die
Lebenspartnerin der Mutter kann weiterhin nur im Wege der Stiefkindadoption
der zweite rechtliche Elternteil des Kindes werden.

Die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport und der Senator
flir Justiz und Verfassung Uberprifen, in welchem Rahmen eine Reform des
Abstammungsrechts erfolgen kann.
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Gesellschaftliche Vielfalt ist langst Realitat in Klassenzimmern. Das Risiko fir
Schiler_innen aufgrund ethnischer Zuschreibungen, der (vermuteten oder tat-
sachlichen) sexuellen oder geschlechtlichen Identitat, der Religion, der sozialen
Herkunft oder einer Beeintrachtigung diskriminiert zu werden, ist jedoch
betrachtlich.® Untersuchungen belegen, dass Diskriminierung den Lernerfolg
negativ beeinflusst.®

Fir viele LSBT* Jugendliche sind Schulen, Ausbildungs- und Arbeitsorte problem-
belastete Umfelder. Trans*Kinder erleben zum Teil schon seit Beginn ihrer
Schullaufbahn Ausgrenzung bis hin zu physischer Gewalt. Kinder aus Regenbogen-
familien sowie Jugendliche nach einem Coming out kdnnen Mobbing, Beschimp-
fungen und verletzenden Bemerkungen ausgesetzt sein.’® Wenn moglich, wird ein
Coming-out wahrend der Schulzeit bzw. an der Schule von jungen LSBT* Personen
aus Sorge vor Ausgrenzung und Mobbing haufig vermieden.!

Im Land Bremen gibt es einige gesetzliche Vorgaben, um auf diese Ungleichbe-
handlungen strukturell reagieren zu kdnnen: Die Bremer Landesverfassung von
2003 fuhrt entsprechend dem Allgemeinen Gleichstellungsgesetz (AGG von 2006)
in Artikel 2 ,sexuelle Identitat” als Diskriminierungskategorie auf. Im Herbst 2013
wurde von der senatorischen Behorde fiir Bildung bereits ein erster wichtiger
Schritt unternommen: Die Verfligung Nr.59, in der es um schulische Sexualerzie-
hung geht, wurde verfasst und an alle Schulleitungen im Lande Bremen verschickt.
In ihr wird unter anderem dazu aufgerufen, die Bereiche sexuelle Orientierung
und geschlechtliche Vielfalt fachertibergreifend zu behandeln. Diese Entwicklung
findet sich seit Frithjahr 2014 in der Anderung des Bremer Schulgesetzes wieder:
,§ 11 Sexualerziehung: Sexualerziehung ist nach verbindlichen Standards der Se-
natorin fiir Bildung und Wissenschaft zu unterrichten. Die Erziehungsberechtigten
sind Uiber Ziel, Inhalt und Form der Sexualerziehung ihrer Kinder jeweils rechtzeitig
und umfassend zu informieren. Sexualerziehung wird fachertbergreifend durchge-
flhrt. Sie ist dem Prinzip der sexuellen Selbstbestimmung aller Menschen ver-
pflichtet. Sie hat auch der Diskriminierung aufgrund sexueller Orientierung oder
Identitdt entgegenzuwirken.”

Dies ist ein wichtiger Meilenstein zur Akzeptanz von sexueller und geschlechtlicher
Vielfalt an Bremer Schulen.

8 Christine Liiders, Nathalie Schlenzka: Aus Politik und Zeitgeschichte, ,,Schule ohne
Diskriminierung: Zwischen Wunsch und Wirklichkeit“, S. 36

9 Ebenda,S. 37
10 Ebenda, S. 38 und S. 39

11 Claudia Krell, Kerstin Oldemeier: Coming Out und dann...?! Ein Forschungsprojekt des Deut-
schen Jugendinstituts e.V. zur Lebenssituation von lesbischen, schwulen, bisexuellen und
trans* Jugendlichen und jungen Erwachsenen, Miinchen, 2015, https://www.dji.de/fileadmin/
user_upload/bibs2015/DJI_Broschuere_ComingOut.pdf
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Es ware hilfreich zu evaluieren, wie sich dies auf den Schulalltag von LSBT*IQ
Schuler_innen auswirkt.!2

Die hier im Handlungsfeld Schule umgesetzten MaBRnahmen umfassen Fortbil-
dungs- und Sensibilisierungsangebote fir Lehrkrafte, um sie darin zu unterstitzen,
eine diversitatssensible Perspektive auf jugendliche Lebenswelten einnehmen zu
kénnen, damit die Belange aller Kinder und Jugendlichen im Schulalltag ber(ick-
sichtigt werden. Im Medienkoffer fiir Familienvielfalt und vielfaltige Lebensweisen
sind speziell fiir die Grundschule Materialien fir eine inklusive Praxis zusammen-
gestellt.’* Des Weiteren geht es hier auch um Starkungs- und Aufklarungsangebote
far LSBT*IQ Lehrkrafte und LSBT*IQ Schiler_innen.

Ziel aller MaBnahmen ist es, dass Schulentwicklung starker auf Bildungs- und
Chancengerechtigkeit und Antidiskriminierung ausgerichtet wird.

Kompetenzen des Fachpersonals im Bereich Schule im Umgang mit
LSBT*IQ und dem Thema geschlechtliche und sexuelle Vielfalt stéirken

Foérderung von Ansprech- und Unterstiitzungsmoglichkeiten fiir LSBT*1Q-Kinder
und Jugendliche und ihre Angehorigen in Bremer Schulen

Stand der Umsetzung

Eine Fortbildung fir Vertrauenslehrer_innen an Schulen zum Thema Sexuelle und
geschlechtliche Vielfalt wird in 2018 stattfinden. Es erfolgt noch eine Absprache
mit dem Landesinstitut fir Schule und dem Lidice Haus in Bremen.

Sexuelle und geschlechtliche Vielfalt in Lebens- und Beziehungsentwiirfen als
Querschnittsanliegen in der Aus- und Fortbildung der Lehrkrafte beriicksichtigen

Lehrauftrag zum Thema ,,Vielfalt” an der Universitdt Bremen

Dem Auftrag aus dem Bremer Schulgesetz § 11 entspricht der Fachbereich 12
Erziehungs- und Bildungswissenschaften (Berufsziel Lehramt) der Universitat Bre-
men in seinem Modul ,Umgang mit Heterogenitat” durch einen Lehrauftrag zum
Thema ,Sexualpadagogik der Vielfalt — sexuelle und geschlechtliche Vielfalt im
Handlungsfeld Schule”.

12 Ulrich Klocke, Senatsverwaltung fiir Bildung, Jugend und Wissenschaft (Hrsg.): Akzeptanz
sexueller Vielfalt an Berliner Schulen. Eine Befragung zu Verhalten, Einstellungen und Wissen
zu LSBT und deren Einflussvariablen, Berlin 2012

13 http://www.ratundtat-bremen.de/Beratung/Downloads.php
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Sowohl im SS 2016 als auch im SS 2017 wurde ein Lehrauftrag in Form eines Block-
seminars von zwei Mitarbeiter_innen des Rat&Tat-Zentrums durchgefihrt.

Das Angebot des Lehrauftrages wurde von den Studierenden zahlreich angewahlt
und hatte eine Begrenzung von 40 Teilnehmer_innen.

Folgende Inhalte wurden vermittelt:
Aufzeichnung der Kontroversen rund um eine Sexualpadagogik der Vielfalt
Gesetzeslage zum Thema Sexuelle und geschlechtliche Vielfalt im Land Bremen
Reflexion der eigenen Haltung und Positionierung zu sexueller
und geschlechtlicher Vielfalt
Erarbeitung von Handlungsoptionen zum Umgang mit sexueller und geschlecht-
licher Vielfalt im Unterrichtsalltag mithilfe von Rollenspielen und Fallarbeit
Analyse von Unterrichtsmaterialien im Hinblick auf Differenzkriterien
Vorstellung des Schulaufklarungsprojektes zu sexueller und geschlechtlicher
Vielfalt im Rat&Tat-Zentrum.

Workshop im Rahmen der Padagogischen Woche in Bremerhaven

Im Rahmen der 31. Padagogischen Woche, die vom Lehrerfortbildungsinstitut Bre-
merhaven (LFl) in der Zeit vom 4.-7. Mai 2015 durchgefiihrt wurde, fand am 7.Mai
2015 ein Tagesworkshop fur Lehrkrafte zum Thema ,,Coming out im Klassenraum
— sexuelle Orientierung als ein Aspekt von Inklusion” statt. Wahrend dieses Work-
shops wurden mehrere Fragestellungen bearbeitet. Laut Bremer Schulgesetz soll
Sexualerziehung facheribergreifend sein und Diskriminierung aufgrund sexueller
Orientierung oder ldentitat entgegenwirken (§11, 2014). Was heifst das nun kon-
kret fiir den beruflichen Alltag? Wie konnen Lehrer_innen damit umgehen, wenn
sich eine Schiiler_in in der Klasse outet? Wie kann ein sicheres Lernumfeld fiir
alle Schiiler_innen geschaffen werden? Wo finden sich Informationen und Unter-
richtsmaterial zu diesem Thema? Welche Handlungsoptionen gibt es im Umgang
mit sexueller und geschlechtlicher Vielfalt im Unterrichtsalltag? Es gab Raum zur
Reflexion der eigenen Haltung.

Fortbildung an der Geschwister Scholl Schule in Bremerhaven

Am 28. September 2017 fand eine Fortbildung zum Thema ,Vielfalt der Lebens-
formen — Geschlechter- und Sexualnormen” an der Geschwister Scholl Schule in
Bremerhaven statt, angefragt durch das dortige Lehrerfortbildungsinstitut.

Informationsmaterial zu sexueller und geschlechtlicher Vielfalt fiir Kinder und
Jugendliche sowie deren Angehdrige

Stand der Umsetzung
Diese Umsetzungsmalnahme soll zu einem spateren Zeitpunkt erfolgen.
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Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir LSBT*IQ - Schiiler /
Schiilerinnen und Angehérige

Das Thema LSBT*IQ/ Vielfalt der Lebens- und Beziehungsentwiirfe
in den Schulmedien beriicksichtigen

Medienkoffer fiir Grundschulen

Das Rat&Tat-Zentrum flr queeres Leben e.V. wurde beauftragt, im Rahmen der
Umsetzung des Landesaktionsplans drei Medienkoffer fir die Grundschule zum
Thema ,Familien und vielfaltige Lebensweisen” zusammenzustellen. Diese Medi-
enkoffer unterstiitzen den in §3 des Bremer Schulgesetz formulierten Erziehungs-
und Bildungsauftrag: ,Bremische Schulen haben den Auftrag, sich zu inklusiven
Schulen zu entwickeln.” Inhalt des Koffers sind 17 Kinderblicher, 7 Fachblicher
und Handreichungen fiir Lehrer_innen und padagogische Mitarbeiter_innen
sowie Materialien- und Methodenangebote, die sich alle mit folgenden Themen
beschaftigen: Inklusionspadagogik und Exklusionsrisiken, Diskriminierung, Regen-
bogenfamilien und Familien Vielfalt, sexuelle Orientierung, Transidentitat, Inter-
geschlechtlichkeit, Geschlechtergerechte Bildung, soziale Ungleichheit und Armut,
Interkulturalitat, Herkunftsfragen sowie Kérpernormierungen.

Des Weiteren wurde vom Rat&Tat-Zentrum ein Begleitheft mit dem Titel

,Alle da?!” erstellt — so heildt eines der Kinderbiicher im Medienkoffer und so
lautet auch der Anspruch an die Koffer insgesamt. In dem Begleitheft werden die
Rahmenbedingungen fiir die Erstellung der Koffer erliutert und es wird eine Uber-
sicht und Kurzeinfihrung in samtliche Kinderbicher, Fachbiicher, Handreichungen
und Materialien gegeben.

RATZTAT ™

Der Koffer wird an drei verschiedenen Standorten
flr die padagogischen Fachkrafte kostenlos ausleih-
bar sein. Die Standorte der Medienkoffer sind das
Landesinstitut fur Schule
(meike.herminghausen@lis.bremen.de) und das
Regionale Beratungs- und Unterstlitzungszentrum
(ReBUZ) West (west@rebuz.bremen.de) in Bremen
sowie das Rat&Tat-Zentrum fir queeres Leben e.V. .

Das Angebot des Medienkoffers wird mithilfe eines
vom Rat&Tat-Zentrum erstellten Flyers beworben.

In einem Informationsschreiben (Nr.102/2017 vom
14. August) des Ressorts Kinder und Bildung an alle
Vielfalt fir Bremer Grundschulen wurde auf das Angebot des

die Kleinsten Medienkoffers hingewiesen.
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Die politische Diskussion liber die Beriicksichtigung von sexueller
und geschlechtlicher Vielfalt in den Schulmedien vorantreiben

Stand der Umsetzung
Diese Umsetzungsmalinahme soll zu einem spateren Zeitpunkt erfolgen.

Durchfiihrung einer Studie zur aktuellen Situation von LSBT*IQ-Schiiler_innen in
Bremen sowie zum Stand der Antidiskriminierungsarbeit im Bereich sexuelle und
geschlechtliche Vielfalt an Bremer Schulen und in der schulischen Aus- und Fort-
bildung

Stand der Umsetzung
Diese Umsetzungsmalnahme soll zu einem spateren Zeitpunkt erfolgen.

Handlungsperspektiven zur Férderung eines respektvollen Klimas
im Umgang mit geschlechtlicher und sexueller Vielfalt im Kontext
Schule unterstiitzen

Férderung von Projekten zum Abbau von Diskriminierung aufgrund
geschlechtlicher und sexueller Orientierung und fiir einen respektvollen
Umgang an Bremer Schulen

Workshops und Projekttage an Schulen

Das Bremer Rat&Tat-Zentrum fiir queeres Leben e.V. kooperiert mit Schulen in
Bremen und Bremerhaven und leistet Aufklarungsarbeit zu geschlechtlicher und
sexueller Vielfalt. Fiir Schulklassen (ab Klasse 7) werden Aufklarungen, Workshops
oder Projekttage von hauptamtlichen Mitarbeiter_innen gemeinsam mit ehren-
amtlichen Teamer_innen der Schulaufklarungsgruppe organisiert und durchge-
flhrt. Alle Teamer_innen durchlaufen eine projektinterne Qualifizierung, in der
Elemente und Methoden aus der Antidiskriminierungsarbeit, der Sexualpadagogik,
der Gewaltpravention und der politischen Bildung vermittelt werden.

Die Schulaufklarungsgruppe trifft sich regelmaRig einmal im Monat zur Vorberei-
tung der durchzufiihrenden Schulaufklarungen bzw. Workshops, aber auch zur
Reflexion der eigenen Arbeit und Haltung sowie zur stetigen Sicherung des Quali-
tatsstandards der Aufklarungsarbeit. Die Veranstaltungen werden gemeinsam mit
den Lehrer_innen bzw. den padagogischen Fachkraften bedarfsorientiert geplant
und umgesetzt.
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Es bestehen Kooperationen mit mehr als 40 verschiedenen Schulen und Institutio-
nen im Land Bremen, dazu zdhlen unter anderem Berufsbildende Schulen, Tech-
nische Bildungszentren, das Landesinstitut flir Schule, Gymnasien, Oberschulen,
Gesamtschulen, Konfirmand_innengruppen sowie Erzieher_innengruppen in der
Ausbildung. Jahrlich werden mindestens 500 Kinder, Jugendliche und junge Er-
wachsene durch das Angebot der Schulaufklarung erreicht.

Lesbische, schwule, bisexuelle, trans*- und intergeschlechtliche Lehrkrifte
an Bremer Schulen zu einem offenen Umgang mit ihrer Lebensweise ermutigen
(Vorbildfunktion)

Stammtisch ,,Queer Teachers”

Eine Vorbildungsfunktion als offen lebende lesbische, schwule, bisexuelle, trans*-
oder intergeschlechtliche Padagog_in einzunehmen, bendtigt Riickhalt und Star-
kung auf verschiedensten Ebenen, sei es durch die Bildungsbehorde, die Schullei-
tung, die Elternschaft und das Kollegium.

Eine Moglichkeit, sich als queere Menschen in der Schule, der Universitat oder
anderen Bildungseinrichtungen als Kolleg_innen zu unterstiitzen und sich auszu-
tauschen, bietet der monatliche Stammtisch ,,Queer Teachers” in den Raumen des
Rat&Tat-Zentrums flir queeres Leben. Lehrer_innen, padagogische Mitarbeiter_in-
nen, Schulsozialarbeiter_innen, Dozent_innen und Professor_innen kdnnen sich
dort vernetzen, beraten und unterstitzen und sich so fiir den Schulalltag bzw. den
Universitatsalltag gegenseitig bestarken.

Kontakt: queerteachers@ratundtat-bremen.de

Lesben und Schwule sind offener mit ihrer sexuellen und geschlechtlichen Ori-
entierung am Arbeitsplatz, mlssen aber weiterhin mit Beldastigungen, Mob-
bing und Diskriminierungen rechnen.!* Ahnliches gilt fiir bisexuelle Menschen.

14 Die Zahl der lesbischen und schwulen Beschéftigten, die am Arbeitsplatz offen mit ihrer sexu-
ellen Identitdat umgehen, hat sich in den vergangenen zehn Jahren mehr als verdoppelt. Knapp
ein Drittel (28,9 Prozent) der Befragten spricht mit allen Kolleg_innen offen Gber dieses The-
ma. Ein Drittel (30,5 Prozent) spricht dagegen mit niemandem oder nur mit wenigen Personen
am Arbeitsplatz Giber die eigene sexuelle Identitdt. Auch gegenitber Fihrungskraften wachst
die Offenheit. Gleichzeitig ist die Zahl der Beschaftigten, die angeben, bereits Diskriminierung
am Arbeitsplatz erlebt zu haben, unverandert hoch. Drei von vier Befragten (76,3 Prozent) be-
richten davon. Unter den befragten trans*geschlechtlichen und bisexuellen Beschaftigten ist
ein Coming-out am Arbeitsplatz auch 2017 deutlich seltener als bei lesbischen und schwulen
Beschéftigten. 69 Prozent der Trans*-Personen bzw. 56 Prozent der bisexuellen Beschaftig-
ten gehen nicht oder nur gegentiber wenigen Kolleg_innen offen mit ihrer Geschlechts- bzw.
sexuellen Identitat um; fur 70 Prozent bzw. 61 Prozent gilt dasselbe gegenitber Flihrungskraf-
ten, vgl.: Antidiskriminierungsstelle des Bundes, Ergebnisse der Studie ,,Out im Office?! -Erste
Ergebnisse zur Arbeitssituation lesbischer, schwuler, bisexueller und Trans* Beschéftigter in
Deutschland”“ 2017,S.5undS. 10, 12.
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Trans*geschlechtliche Arbeitnehmer_innen kdnnen im beruflichen Kontext noch
weniger zu ihrer Geschlechtsidentitat stehen und erleben haufiger direkte arbeits-
platzrelevante Diskriminierung (z. B. Kiindigungen, Versetzungen oder verweigerte
Einstellungen) als schwule, lesbische oder bisexuelle Arbeitnehmer_innen.?®

Auch aufgrund anderer zugeschriebener Merkmale wie ethnische Herkunft,
Geschlecht, soziale Herkunft, Religionszugehorigkeit, Alter oder Hautfarbe wird
flr LSBT*IQ die Gleichberechtigung und Chancengerechtigkeit im Erwerbsleben
stark eingeschrankt.

Das Land Bremen sieht in der rechtlichen Gleichstellung und in einem umfangrei-
chen Diskriminierungsschutz die Basis und den Ausgangspunkt seiner Antidiskri-
minierungspolitik und tritt entschieden fir eine diskriminierungsfreie Arbeitswelt
ein. Ebenso will die Landesregierung mit dem Beitritt zur ,,Charta der Vielfalt” im
Januar 2009 die Anerkennung, Wertschatzung und Einbeziehung von Vielfalt in
der eigenen Personalpolitik starken und im 6ffentlichen Dienst ein Arbeitsumfeld
schaffen, das frei von Diskriminierungen ist.*®

Die in diesem Handlungsfeld umge-
setzten MalBnahmen zielen auf die
Pravention und den Umgang mit mog-
lichen Diskriminierungen von Beschaf-
tigten und Blrger_innen des Landes
Bremen. Die Freie Hansestadt Bremen
hat die Themen ,,Diskriminierung” bzw.
»Sexuelle Orientierung” als Inhalt der
Curricula der Diversity-Management-
Schulungen fiir die Beschaftigten fest-
gelegt. Darliber hinaus wird das Thema
in den Schulungen zum Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) bzw.
im Rahmen der kulturfairen Perso-
nalauswahl bearbeitet. Eine weitere
Vertiefung hat in diversen Seminaren
stattgefunden.

15 Ebenda, S.9undS. 13

16 Siehe Biirgerschaftsbeschluss vom 23.Januar 2014 zum Thema ,, Diversitymanagment” und
,Charta der Vielfalt”, Aktionsplan gegen Homo-, Trans- und Interphobie fiir das Land Bremen,
S. 10; Das Land Bremen unterstiitzt alljahrlich den Deutschen Diversity Tag und wirbt bei
Unternehmen fiir ein umfassendes Diversity Management. Im Land Bremen sind knapp 70
Unternehmen, Verwaltungen, Verbande und Vereine der Charta beigetreten und haben sich
damit dem Ziel verpflichtet, allen Mitarbeiter_innen unabhangig von Geschlecht, Nationalitat,
ethnischer Herkunft, Religion oder Weltanschauung, Behinderung, Alter, sexueller Orientie-
rung und ldentitat mit Wertschatzung zu begegnen.
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Antidiskriminierung von Menschen mit LSBT*1Q-Hintergrund
in der Bremer Erwerbsarbeitswelt, primdr in Bezug auf das Land
Bremen als Arbeitgeber_in und appellarisch auch dariiber hinaus

Das eigene Diversitymanagement wird zeitnah iberpriift und tiber
die Ergebnisse und Verdanderungserfordernisse wird dem staatlichen
Haushalts- und Finanzausschuss Bericht erstattet.

Stand der Umsetzung
Eine Berichterstattung im Haushalts- und Finanzausschuss ist flr eine
der nachsten Sitzungen in Planung.

Den vom Land Bremen beherrschten Unternehmen wird nahegelegt, die
»Charta der Vielfalt” zu unterschreiben und eigene Diversitymanagement-
ansatze in ihre Personalgewinnung und -fiihrung zu implementieren und hier-
Uiber wird ebenfalls dem staatlichen Haushalts- und Finanzausschuss berichtet.

Diversity in Unternehmen
Zur Bekdampfung der Homo,- Trans*- und Interphobie hat die FHB als Gesell-
schafterin folgende Schritte unternommen:

Gesellschaften, bei denen die FHB alleinige Gesellschafterin ist, wurden per
Gesellschafterbeschluss zur Einhaltung der sog. Charta der Vielfalt und den
damit einhergehenden Schritten verpflichtet.

Gesellschaften, an denen die FHB eine Mehrheitsbeteiligung halt, aber nicht
alleinige Anteilseignerin ist, wurden aufgefordert, die verabschiedeten Grund-
satze zur Thematik zu befolgen.

In Gesellschaften, an denen die FHB lediglich eine Minderheitsbeteiligung halt,
sind solche Themen nicht anweisbar.

Einige Gesellschaften haben neben der ,Charta der Vielfalt” bereits eigene Diver-
sitymanagementansatze in ihre Personalstrategie implementiert oder befinden
sich derzeit im Prozess der Priifung und Planung, wie Diversitymanagement-
ansatze in ihrem Unternehmen eingefiihrt und umgesetzt werden kénnen.

Eine Berichterstattung im Haushalts- und Finanzausschuss ist am 15.09.2017
erfolgt.
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Vertiefung des Themas Antidiskriminierung von Menschen
mit LSBT*1Q-Hintergrund in Diversity-Management-Schulungen

Seminare und Qualifizierungsangebote
In den Jahren 2015/2016 wurde in zwei Durchgangen mit 28 Teilnehmenden die
folgende Qualifizierung durchgefiihrt:

Qualifizierungsreihe Diversity-Management - Vielfaltige Potenziale fordern

und nutzen

Ziel der Qualifizierungsreihe ist, Vielfalt und Chancengleichheit in der Belegschaft
der bremischen Verwaltung zu fordern, strategisch in die Personalarbeit einzu-
bauen und bei den Dienstleistungsangeboten im Kontakt mit Blrger_innen zu
berlicksichtigen. Der Ausbau der Diversitykompetenz der Beschaftigten soll dazu
beitragen, die soziale Verschiedenheit der Beschaftigten auf Grund von ethnischer
Herkunft, Geschlecht, Alter, korperlicher Behinderung, sexueller, weltanschauli-
cher oder religiéser Orientierung konstruktiv nutzen zu kénnen.

Der Fokus liegt dabei auch auf Intersektionalitat. Intersektionalitdt beschreibt die
komplexen Wechselwirkungen und die Verwobenheit von Diversitymerkmalen,
nimmt also verschiedene Diversitymerkmale in den Blick (z.B. Geschlecht, se-
xuelle Identitat und religiose Ausrichtung, kultureller Hintergrund, Alter, soziale
Herkunft etc.).

Im Rahmen dieser Qualifizierung wurde darliber hinaus ein zweitagiges Vertie-
fungsseminar angeboten, das sich explizit mit dem Thema , Sexuelle Identitaten
und Verwaltung” befasste.

Folgende Seminare, in denen das Thema LSBT*1Q jeweils mit bearbeitet wurde,
wurden in diesem Kontext durchgefiihrt:
Allgemeines Gleichbehandlungsgesetzt (AGG) — Beauftragte und innerbe-
triebliche Beschwerdestellen
Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) und Personalauswahlverfahren
ICH! DU! ER! SIE! WIR! DIE?! Vielfalt sehen und verstehen
Fihrung mit Diversity-Kompetenz
Fihrungskrafteschulungen zum Fiihren von Jahresgesprachen unter Berticksich-
tigung von Diversity
Seminar zum Arbeiten mit dem Leitfaden ,Personalgewinnung — und -auswahl”
Bewerbungsgesprache sicher durchfiihren, beobachten und bewerten
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Inhalte und Ausrichtung der Altenarbeit sollen dem Wandel der Lebensformen
und Lebensstile in unserer Gesellschaft Rechnung tragen. Individuelle Anspriiche
und Haltungen von dlteren Menschen an und in Pflegeeinrichtungen wandeln sich.
Schwule, Lesben, Bisexuelle, Trans*- und Inter*Personen stellen vermehrt Fragen
nach lebensstilgerechten und -sensiblen Unterstiitzungsangeboten und Wohn-
formen im Alter. Insbesondere die Anbieter_innen von Unterstitzungsleistungen
aber auch von Beratungsstellen miissen sich auf diese Entwicklungen einstellen.'’

Kompetenzen des Fachpersonals im Bereich Pflege und Altenpflege
im Umgang mit LSBT*IQ stéirken

Das Thema LSBT*1Q in Ausbildungsangebote der Pflege/Altenpflege
einbeziehen

Rahmenlehrplan fiir die Altenpflegeausbildung

Die Themen , Lebenswelten dlterer Menschen” und ,,Sexualitat im Alter” wird in
der Altenpflegeausbildung im Lernbereich 2 (Unterstiitzung alter Menschen bei
der Lebensgestaltung) behandelt. (Quelle. Senatorin fiir Soziales, Jugend, Frauen,
Integration und Sport: Rahmenlehrplan fiur die Altenpflegeausbildung, April 2017).
Ziel ist die Sensibilisierung fiir unterschiedliche Wertvorstellungen und Lebensfor-
men und Erlangung von Respekt vor individuellen Bedirfnissen im Pflegealltag.

Sensibilisierung und Qualifizierung des Fachpersonals in der Pflege/Altenpflege
zum Thema LSBT*IQ mit Pflegebedarf und LSBT*IQ im Alter

Fachveranstaltungen in der Altenpflege

LSBT*IQ, die aufgrund ihres Alters oder aus anderen Grinden hilfsbedirftig und
abhangig von Unterstitzungsleistungen werden, wollen auch in einer ambulanten
oder stationdren Pflegesituation selbstbestimmt und im Einklang mit der eigenen
Identitat leben kdnnen. Sie wiinschen sich ein Versorgungssystem, das ihre Le-
bensweise berlicksichtigt und respektiert.

Das Rat&Tat-Zentrum fiir queeres Leben e.V. hat eine Fachveranstaltung zum
Thema ,Vielfalt im Alter — Altere Lesben, Schwule und Bisexuelle als Klienten in
der ambulanten und stationaren Altenpflege” fiir Mitarbeitende in der Altenpflege
konzipiert und mehrfach durchgefiihrt.

17 Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport: Pflegeinfrastrukturbericht fiir
das Land Bremen, August 2015, S. 70.
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Das Angebot soll einen Beitrag leisten zur Sensibilisierung fiir die Lebenssituation
und Bedurfnisse von LSB im Alter/mit Pflegebedarf und Mitarbeitende der Al-
tenpflege in ihrer Handlungskompetenz flir den Umgang mit gleichgeschlechtlich
orientierten Menschen im beruflichen Kontext starken.

Inhaltliche Schwerpunkte der Fortbildung sind:
Grundinformationen zur Lebenssituation von Lesben, Schwulen,
Bisexuellen im Alter
Umgang mit Homosexualitat in Deutschland: Rechtliche
und gesellschaftliche Entwicklung
Psychosoziale und pflegerelevante Aspekte
Anregungen und Handlungsempfehlungen im Umgang mit sexueller Vielfalt
und im Kontakt mit dlteren LSB in der Pflege

Die Teilnehmer_innen erhielten ein Handout mit Inhalten der Fortbildung, rele-
vanten Begriffserklarungen sowie Literatur-, Medien- und Adressenlisten zum
Thema.

Durchgeflihrt wurden sieben Veranstaltungen flr Mitarbeitende der Bremer
Heimstiftung/Stadtteilhaus Kattenesch und eine Veranstaltung fiir Mitarbeitende
im Pflegeheim Walle der AWO Bremen.

Das Rat&Tat-Zentrum filr queeres Leben e.V. hat fiir das Pflegeheim Walle der
AWO Bremen eine Fachveranstaltung zum Thema ,Vielfalt in der Pflege — Lesben,
Schwule, Bisexuelle, trans*- und intergeschlechtliche Menschen als Klient*innen in
der ambulanten und stationaren Pflege” erarbeitet und durchgefiihrt.

Inhalte der Fachveranstaltung waren:
Informationen zur sexuellen und geschlechtlichen Identitat
Informationen zur Lebenssituation von Lesben, Schwulen, Bisexuellen,
trans*- und intergeschlechtlichen Menschen in der Pflege
Psychosoziale und pflegerelevante Aspekte
Anregungen und Handlungsempfehlungen fir Mitarbeitende in der Pflege im
Umgang mit Lesben, Schwulen, Bisexuellen, trans*- und intergeschlechtlichen
Personen in der Pflege

Entwicklung eines Leitfadens/Broschiire fiir Beschiftigte in der Altenpflege

Stand der Umsetzung
Der bereits bestehende Leitfaden wird Uberarbeitet.
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Sensibilisierung und Dialogférderung fiir die Belange von LSBT*1Q
im Bereich der Senior_innenpolitik sowie in der Offentlichkeit

Belange von LSBT*IQ in Senior_innenvertretungen oder vergleichbaren Gremi-
en beriicksichtigen (z.B. Bremer Senior_innenvertretung)

Stand der Umsetzung

Es ist beabsichtigt, dass das Rat & Tat Zentrum Kontakt zur Seniorenvertretung
des Landes und der Stadt Bremen aufnimmt und dort das Thema LSBT*IQ vor-
stellt. Damit soll das Thema in diesem Interessensvertretungsgremium prasenter
gemacht werden.

Férderung der Sichtbarkeit von Vielfalt im Alter in der Offentlichkeit

Workshop bei der Regionalkonferenz Bremen

Es hat eine Regionalkonferenz Bremen zum Thema ,,Gesund und Aktiv Alter Wer-
den — Vielfalt im Alter mit Vielfalt begegnen” im September 2016 stattgefunden.
Im Rahmen dieser Konferenz fand ein Workshop ,,Immer dabei — Fachberatung
flr altere Lesben und Schwule “ statt, in dem sich ein Projekt aus NRW vorgestellt
hat.

Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir LSBT*IQ im Alter

Bedarfe von LSBT*1Q mit Pflegebedarf im Alter bei der Planung von generatio-
nengerechten, gemeinschaftlichen und altersgerechten Wohnprojekten beriick-
sichtigen

Koordinierungsstelle fiir Baugemeinschaften

Die Vorstellungen vom Wohnen im Alter haben sich in den vergangenen Jahr-
zehnten deutlich gedandert. Mittlerweile gibt es auch bei der »Generation 50plus¢
andere Vorstellungen vom Wohnen. Mobilitat, gegenseitige Unterstiitzung und
gemeinsame Aktivitdten sind Attribute, die das spatere Leben kennzeichnen
sollen. Bevorzugt wird oftmals das gemeinschaftliche Wohnen in einer Hausge-
meinschaft, jedoch selbststandig in einer eigenen Wohnung. Viele kdnnen sich
deshalb auch im Alter vorstellen, noch einmal ein Eigenheim zu bauen — diesmal
allerdings gemeinsam mit anderen Menschen. Auch LSBT*IQ mochten im Alter
selbstbestimmt leben und wiinschen sich bei der Realisierung ihrer Wohn- und
Lebensform Unterstitzung.
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Das Thema des gemeinschaftlichen Wohnens ist so bunt und vielfaltig, dass wich-
tige Schritte und Entscheidungen rechtzeitig und gut iberlegt werden sollten.

Die Koordinierungsstelle fiir Baugemeinschaften im Bauressort unterstiitzt bei der
Suche nach geeigneten Grundstiicken und informiert zum Thema gemeinschaftli-
ches Wohnen in Bremen.

Informationsmaterial/Unterstiutzungswegweiser fiir in Bremen lebende LSBT*IQ
im Alter

Stand der Umsetzung
Diese Umsetzungsmalinahme soll zu einem spateren Zeitpunkt erfolgen.

Forderung der Beratung und Selbsthilfe von LSBT*IQ mit Pflegebedarf im Alter

Stand der Umsetzung
Diese Umsetzungsmalinahme soll zu einem spateren Zeitpunkt erfolgen.
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2.2 Vielfalt der Lebenshintergriinde
2.2.1 Migration

Menschen erleben aufgrund ihrer ethnischen Herkunft bzw. ethnischer Zuschrei-
bungen alltaglich Rassismus und Diskriminierung in Beruf, Schule, bei der Woh-
nungssuche, beim Diskothekenbesuch, im Zug oder bei der Wohnungssuche.!®
Rechtsextreme und rassistische Einstellungen sind kein Randphdanomen, sondern
finden sich in der Mitte unserer Gesellschaft wieder.*

Rassismus kann sich in rassistischen AuRerungen, direkter und indirekter Diskrimi-
nierung (Ungleichbehandlung), in rassistisch motivierten Straf- und Gewalttaten,
aber auch in institutionellen oder strukturellen Formen von Ausgrenzung dufSern.
Institutionelle und gesellschaftsstrukturelle Diskriminierungsformen greifen selbst
dann, wenn handelnde Akteur_innen weitgehend vorurteilsfrei agieren.?
Rassistische Diskriminierung ist oftmals fiir diejenigen, die das Privileg haben, in der
Selbstverstandlichkeit der ,,Norm“ zu leben und sie zu definieren, unsichtbar.

Wenn Menschen aufgrund mehrerer zugewiesener Merkmale diskriminiert wer-
den, wird von Mehrfach- und intersektionaler Diskriminierung gesprochen.?

So erfahrt ein Schwarzer Deutscher andere Formen der Diskriminierung als eine
deutsche Muslima, eine geflliichtete Trans*frau macht andere Erfahrungen als eine
deutsche Sintezza.

Insbesondere Migrant_innen, People of Color (PoC)??> und gefliichtete Menschen
mit einem LSBT*IQ-Hintergrund erleben hdufig eine intersektional verschrankte
Form der Stereotypisierung und Bewertung, d.h. eine mehrdimensionale

18 ,Insgesamt gibt etwas mehr als die Halfte der Migranten an, dass sie schon Benachteiligungen
aufgrund ihrer Herkunft in Deutschland erfahren haben. Darunter haben ein Viertel der Befrag-
ten schon haufig Diskriminierungserfahrungen gemacht, zwei Drittel selten. Differenziert man
die Diskriminierungsfrage nach verschiedenen Lebensbereichen, so geben die befragten Per-
sonen mit Migrationshintergrund am seltensten an, dass sie bei der Wohnungssuche oder im
Kontakt mit der Polizei aufgrund ihrer Herkunft diskriminiert wurden. In den Bereichen der Ar-
beits- und der Ausbildungsplatzsuche sowie bei Behoérden geben 54 Prozent beziehungsweise
53 Prozent der Befragten an, dass sie Diskriminierungserfahrungen gemacht haben®, in: Ingrid
Tucci u.a.: Wie zufrieden sind Migranten mit ihnrem Leben? Wochenubersicht des DIW 43/2014,
S. 1155, zit. nach Bertelsmann-Stiftung: Faktensammlung Diskriminierung, 2015, S. 40, https://
www.bertelsmann-stiftung.de/ fileadmin/files/ Projekte/28_Einwanderung_und_Vielfalt/Fak-
tensammlung_Diskriminierung_Bst_2015.pdf.

19 Wilhelm Heitmeyer, Deutsche Zustédnde, Folge 1-10, Frankfurt am Main 2002-2011; Oliver De-
cker; Johannes Kiess; Elmar Brahler: Mitte-Studien der Universitat Leipzig 2013; 2014; 2016;

20 Aus Politik und Zeitgeschichte: Antidiskriminierung, S. 5 und S. 6, Februar 2016

21 Bea Cobbinah, Rassistische Diskriminierung und Gewalt gegen lesbische, schwule, bisexuelle,
Trans*- und Inter*Personen in Deutschland, 2014, http://rassismusbericht.de/wpcontent/up-
loads/Rassismus-gegen-LSBTQl-of-Color.pdf.

22 Der Begriff PoC ist eine Selbstbezeichnung von Menschen, der sich explizit nicht auf biologisti-
sche Merkmale, sondern auf geteilte Rassismuserfahrungen bezieht.
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Diskriminierung ist eher der Regelfall*® und das Diskriminierungsrisiko ist enorm
hoch. Der Bedarf ist bestenfalls ein gesamtgesellschaftlicher Auseinanderset-
zungsprozess auf allen Ebenen (Mikro-, Meso- und Makroebene).

Die hier im Handlungsfeld Migration umgesetzten MaRBnahmen konzentrieren sich
auf Empowermentangebote fiir Gefliichtete, PoCs und Migrant_innen mit einem
LSBT*IQ-Hintergrund. Des Weiteren geht es um Unterstiitzung und Hilfestellung
bei der Einordung und Sortierung von erlebten Krisen bzw. Diskriminierungs- und
Gewalterfahrungen.?* Auf lange Sicht geht es auch um die Erlangung von Hand-
lungsfahigkeit im Umgang mit Rassismus und Homo- und Trans*phobie.

Ein weiterer Schwerpunkt sind Fortbildungen fir Fachkrafte und ehrenamtlich
Tatige, um sie flir mehrdimensionale Formen von Diskriminierung zu
sensibilisieren.

s 1 "*- ll»
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IDAHOT
International Day against
Homophobia and Transphobia

Internationaler Tag gegen
Homo- und Transphobie

23 Diskriminierung geschieht nicht eindimensional, also nicht exklusiv auf einen Grund bezogen,
sondern existiert in komplexen Formen. Eine eindimensionale Sicht stereotypisiert, verzerrt
und verkiirzt die Probleme, um die es eigentlich geht, in: Faktensammlung Diskriminierung
der Bertelsmann Stiftung, S. 48, 2015.

24 Im Rahmen des Bundesprogramms ,Demokratie leben!” hat das Rat&Tat-Zentrum fiir quee-
res Leben e.V. flr das Jahr 2017 ein Angebot im Rahmen der Opferberatung fir LSBT*IQ-
Personen in Bremen vorbereitet. Ziel ist es, Opfern von Diskriminierung aufgrund von Homo-,
Trans*- und Interphobie bei Erfahrungen von Beleidigung, Ungleichbehandlung, Ablehnung
oder Gewalterfahrung eine professionelle Form der Entlastung und des Empowerment anzu-
bieten (siehe auch Handlungsfeld 4, MaBnahme 3).
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Ziel 1

Kompetenzen des Fachpersonals im Bereich Zuwanderung/
Migration/ Integration im Umgang mit dem Thema LSBT*IQ stérken

MaRnahme 1

Sensibilisierung und Qualifizierung des Fachpersonals im Bereich Zuwanderung/
Migration/ Integration zum Thema LSBT*IQ

Fortbildungsmodul fiir Ehrenamtliche

Das Diakonische Werk hat das Rat&Tat-Zentrum beauftragt fiir im Verband ehren-
amtlich tatige Mitarbeiter_innen ein Fortbildungsmodul zum Themenfeld ,,Um-
gang mit LSBT*IQ Personen” zu entwickeln. Das Fortbildungsmodul soll den Teil-
nehmer_innen einen Uberblick iber sexuelle und geschlechtliche Vielfalt geben
und dabei unterstilitzen, eigene Wissensllcken zu schlieBen. Zudem soll es Raum
zur Reflexion der eigenen Haltung geben. Dabei wird darauf Wert gelegt, dass
Interessens- und Meinungsverschiedenheiten in dem Themenfeld mit Respekt,
Geduld und professioneller Distanz begegnet wird. Die erste Fortbildungseinheit
war fur den 15.11.2017 terminiert.

Fortbildung fiir Sprachmittler_innen

Die Volkshochschule Bremen hat das Rat&Tat-Zentrum e.V. angefragt, fur die dort

tatigen Sprachmittler_innen in den Kursen der VHS fir Gefllichtete und zugewan-

derte Menschen, die Sprachkurse ,Deutsch als 2. Sprache” belegen, eine Hilfestel-
lung zum Umgang mit LSBT*IQ Themen zu entwickeln.

Ziel 2

Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir LSBT*1Q
mit Migrationshintergrund

MaRnahme 1
Férderung von Projekten zum Abbau von mehrdimensionaler Diskriminierung
und zum respektvollen Umgang

Gewaltschutzkonzept in Unterkiinften fiir gefliichtete Menschen

Mit dem 2015 durch die Blrgerschaft verabschiedeten , Aktionsplan gegen Homo,
Trans- und Interphobie” verpflichtet sich das Land Bremen, Diskriminierungen
gegeniber LGBT*IQ abzubauen. Dem folgend beschreibt das Gewaltschutzkon-
zept,,In Bremen zuhause. Frauen, Kinder und Personen, die aufgrund ihrer sexu-
ellen oder geschlechtlichen Identitit von Ubergriffen und Gewalt bedroht sind, in
Flichtlingsunterkiinften schiitzen” (2016) Grundlagen, Rahmenbedingungen und
Malinahmen zum Schutz gegen Gewalt auch gegen Lesbian, Gay, Bisexual and
Transgender.
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Auch in Gemeinschaftsunterkiinften erleben LGBT*IQ Gewalt und Ubergriffe. Auf
engem Raum kommt dazu die Angst vor Coming-Out bzw. Zwangs-Outing durch
Personal, Sprachmittler_innen oder andere Bewohner_innen. Das Konzept sieht
deshalb vor, dass die Lebenslagen von LGBT*IQ besonderes Augenmerk verdienen.
Sicheres Wohnen ist verabredet: bei Bedarf soll es eine Wohngruppe geben. Perso-
nal wird nach Konzept entsprechend geschult, fur jede Unterkunft soll es eine An-
sprechperson geben. Erstberatungen oder Befragungen bei Gewaltvorkommnissen
sollen durch sensibilisierte Personen mit positiver Haltung zu LGBT*IQ geschehen.

MafRnahme 2
Forderung von Ansprech- und Beratungsangeboten fiir LSBT*IQ
mit Migrationshintergrund/Zuwanderungsgeschichte

Café und Beratungsangebot fiir LSBT*IQ Gefliichtete

Das Rat&Tat-Zentrum fiir queeres Leben e.V. bietet seit November 2015 ein
angeleitetes Café und Beratungsangebot fir LSBT*IQ Gefllchtete zur Kontaktauf-
nahme und Vernetzung an. Als Anlaufstelle wurde der Café-Bereich der Einrich-
tung gewahlt und mit einer Beratungsmoglichkeit (inklusive Sprachmittler_innen)
kombiniert. In der Startphase erfolgte die Leitung des Angebots durch die haupt-
amtlichen Mitarbeiter_innen der Beratungsstelle. Das Angebot wird von Beginn an
gut angefragt und deckt zentrale Bedirfnisse nach Austausch, Kontaktaufnahme,
Information, Beratung und Unterstlitzung ab. Nach der Startphase wurde deutlich,
dass die Anleitung des Cafés durch Personen mit Flucht- und/oder Rassismuser-
fahrung durchgefiihrt werden sollte. Das hat die Akzeptanz des Cafés noch einmal
deutlich erhéht. Auch im Hinblick auf die Zielgruppe kam es konzeptionell zu einer
Offnung: Zu Beginn kamen ausschlieRlich LGBT*IQ Gefliichtete, jetzt werden auch
LGBT*IQ Migrant_innen und PoC’s angesprochen, die potentiell von Mehrfachdis-
kriminierung betroffen sind.

Das Cafe-Angebot findet jeden 2. und 4. Montag im Monat von 17 bis 19 Uhr statt.
Es wurden 28 Gruppenangebote in der Zeit vom 1.11.2015 bis 31.12.2016 durch-
gefiihrt. Pro Termin sind 12 bis 15 Personen anwesend. 54 LGBT*IQ Gefllichtete
Personen haben es insgesamt in Anspruch genommen.

Zentrale Themenfelder, tiber die informiert, beraten und diskutiert wurden
sind:

> Unterbringung in Ubergangswohnheimen und die Situation in den Unterkiinften
> Diskriminierungs-, Mobbing- und Gewalterfahrung durch Mitarbeiter_innen und
Bewohner_innen der Unterkiinfte

Wunsch nach dezentraler Wohnform

Fragen zum Aufenthaltsstatus und zum Asylantrag

Umgang mit persoénlichen Anhérungsverfahren

Auseinandersetzung mit der individuellen Bewertung und den Konsequenzen
eines Coming outs

> lIsolationserfahrungen

> Kosteniibernahme durch das AsylbLG (Asylbewerberleistungsgesetz)

AR VA VAN
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Mangelndes Vertrauen in Sprachmittler_innen
Kontaktaufnahme und Zugang zu LSBT*IQ Strukturen in Bremen
Beziehungsformen, Sexualitat und/oder Liebe

Transidentitat

Sexuell Gbertragbare Erkrankungen

Erschwerter Zugang zu medizinischen Leistungen (AsylbLG)
Gutachten und Nachweise/Dokumente

vV VvV VvV VvV vV VvV Vv

Das Gruppenangebot wird seit Januar 2016 um 2-stlindige individuelle Beratungs-
zeit ergdnzt. Die Einzelberatung mit Sprachmittler_innen dient dazu, vertiefende
Gesprache Uber die Moglichkeiten des Caféangebotes hinaus fiihren zu kdnnen.
Ziel der Einzelsprechstunde ist es, Hilfe und Unterstiitzung in der individuellen
Situation und Problemlage zu geben. Dabei unterstltzen wir LSBT*IQ Gefllichtete
in der individuellen Wahrnehmung ihrer Rechte und helfen beim Zugang zu den
erforderlichen Leistungen.

Unsere wichtigsten Ansatze sind:

> Die Interessen der Klient_innen stehen im Mittelpunkt (Parteilichkeit)
> Anonymitat

> Starkung des Selbstbewusstseins (Empowerment Strategien)

> 16sungs- und ressourcenorientierter Beratungsansatz.

Das Beratungsangebot umfasst psychosoziale, rechtliche, Antigewalt- und Anti-
diskriminierungsaspekte und erfordert eine traumasensible Unterstitzung. Wir
kooperieren mit niedergelassenen ambulanten Psychotherapeut_innen und un-
terstiitzen LSBT*IQ Gefllichtete darin, diese Angebote ergdanzend zu nutzen.

Die Strategie unserer Beratung besteht darin, die Wahrnehmung der personlichen
Situation in einen strukturellen Kontext einzubetten (z.B. zu verdeutlichen, wie
ein Asylprozess strukturiert ist, dass viele Ratsuchende Schwierigkeiten mit dem
Verfahren haben und es sehr viel spezielles Wissen braucht). Unser Schwerpunkt
liegt darin, immer auf die individuellen Interventionsmdoglichkeiten und Rechte zu
achten und dahingehend aufzuklaren (z.B. dass eine Vertrauensperson mit in die
Anhorung darf) und gemeinsam eine Strategie zu erarbeiten.

90 Prozent der Ratsuchenden in der Einzelberatung sind Gefllichtete in einem
laufenden Asylverfahren und/oder mit befristetem Aufenthalt. Dabei sind es vor-
wiegend schwule Manner und transidente Menschen. Die meisten kommen aus
Syrien und dem Irak.

Da sich der Beratungsbedarf auf viele Themenfelder erstreckt und die Problematik
bei jedem_jeder Einzelnen sehr komplex ist, hat sich der Erfahrungswert verdich-
tet, dass eine Beratungsstunde im Schnitt drei weitere Arbeitsstunden zur Folge
hat (Telefonate, Kooperationen und rechtliche und soziale Hilfen, die beantragt
und begleitet werden).
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Um das Beratungsangebot zu bewerben, wurde ein Flyer mit 8 sprachigen Uber-
setzungen bereitgestellt, der mittlerweile schon zum 2. Mal aufgelegt ist.

MaRnahme 3
Selbsthilfeforderung fiir LSBT*1Q mit Migrationshintergrund
(z.B. Empowermentraume schaffen)

Biindnis ,,Queer Refugees Solidarity gets loud”

Aus der intensiven Begleitungsarbeit mit den Geflliichteten im Rat&Tat-Zentrum
flr queeres Leben e.V. zeigte sich sehr schnell, dass erhebliche Potentiale zur
Selbstorganisation vorhanden sind und der Wunsch starker wurde, selbst aktiv zu
werden. Es wurde das Biindnis ,Queer Refugees Solidarity gets loud” ins Leben
gerufen. Das Blindnis organisierte am 15.10.2016 eine Party mit einem
offentlichkeitswirksamen politischen Veran-staltungsteil und ist im Kontakt mit
solidarischen Bremer Akteur_innen, die das Anliegen der LSBT*IQ Gefllichteten
unterstitzen. Das Veranstaltungs- und Party-Projekt hat die Beziehungen der
Gefliichteten untereinander stark gefestigt. Sie konnten sich als aktiv Handelnde
wahrnehmen, waren in der Gastgeber_innen Rolle und haben den Rahmen
mitentwickelt und bestimmt. Das Projekt hatte eine Folgeveranstaltung im
Oktober 2017.

Politgruppe ,,Queeraspora”

Bei den Gruppentreffen des LSBT*IQ Gefllichteten-Cafés hat ein Teil der Gruppe
sich fur politische Themen interessiert und es kam zu einer neuen zusatzlichen
Arbeitsgruppe. Die Politgruppe , Queeraspora” griindete sich, um die gesellschaft-
lichen Themen und Herausforderungen fiir queere Gefllichtete in den 6ffentlichen
Raum zu transportieren. Erste Aktivitaten im Jahr 2016 waren zwei Vernetzungs-
treffen im Waldschldsschen bei Gottingen mit anderen bundesweit arbeitenden
Politgruppen und eine Teilnahme am Fachtag ,Queer Refugees more than just
welcome” in Berlin.

MaRnahme 4

Forderung von KooperationsmafBnahmen zur Unterstiitzung von LSBT*IQ
mit Migrationsgeschichte/Zuwanderungsgeschichte (z.B. Kooperation
mit Kursleitenden der Integrationskurse)

Stand der Umsetzung
Diese Umsetzungsmalnahme soll zu einem spateren Zeitpunkt erfolgen.
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B MaRnahmes

Mehrsprachiges Informationsmaterial fiir die Zielgruppe LSBT*1Q

mit Migrationshintergrund/ Zuwanderungsgeschichte

Flyer fiir Gefliichtete

Zu den ersten MaRRnahmen gehorte fiir das Rat&Tat-
Zentrum fiir queeres Leben e.V,, geeignetes und mehr-
sprachiges Infomaterial zu entwickeln, das dabei hilft,
die Zielgruppe der LSBT*IQ Gefllichteten zu erreichen.

Der Flyer beinhaltet zum einen die Ankiindigung
unseres Angebots flir LSBT*IQ Gefllichtete: Das Cafe
Gruppenangebot am 2. und 4. Montag im Monat und
die erganzende personliche Sprechstunde. Der Flyer ist
in 8 Sprachen verfasst und wurde an alle Ubergangs-
wohnheime und Notunterkiinfte entweder personlich
Ubergeben und/oder zugesandt. Die Sozialarbeiter_in-
nen in den Einrichtungen haben hierbei eine Schlissel-
funktion und sind wichtige Ansprechpartner_innen.

Der Flyer ist in der 2. Auflage mit kleinen Veranderun-
gen fortlaufend im Einsatz und wurde aus dem Haus-
haltsbereich Integration von der Senatorin fir Soziales,
Jugend, Frauen, Integration und Sport finanziert.

B MaRnahmes6

RATATAT *

Raddid LER

Café and advice
for LGBTIQ  refugees,
migrants and people of colour

lwaddan - gy - Blazusd - Eram - inkar - quosss

au ar hat sen, fakn !

Priifung der Moglichkeit, ob und wie die Belange von LSBT*1Q
mit Migrationshintergrund in Beteiligungsgremien beriicksichtigt

werden kdonnen (Dialog fordern)

Stand der Umsetzung

Die Belange von LSBT*IQ mit Migrationshintergrund sollen im Bremer Rat

flir Integration eingebracht werden.
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2.2.2 Behinderung
Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.?

Lesben, Schwule, Bisexuelle und Trans*Personen mit Behinderung und chroni-
scher Erkrankung leben nach ihren eigenen Erfahrungen haufig mit ,,Doppelter
oder Mehrfach- Diskriminierung”: in den Wohneinrichtungen, bei der Arbeit, im
Alltag, im Elternhaus oder in der ,Szene”. Viele Menschen mit Behinderungen
haben nicht die Mdglichkeit auf eine freie Entfaltung ihrer sexuellen oder ge-
schlechtlichen Identitdt. Das Recht auf eine selbstbestimmte Sexualitat ist selbst
dann schwierig, wenn eine heterosexuelle Identitat gewahlt wird.

Die in dem Handlungsfeld Behinderung umgesetzte Malinahme hat zum Ziel, die
Fachkrafte aus sozialen und padagogischen Berufsfeldern, die in den Themen-
bereichen Sexualitdt und Behinderung tatig sind, zu informieren und zu sensibili-
sieren.

Der Bedarf an Empowermentangeboten, Aufklarung sowie das Anstreben von
Barrierefreiheit bleibt weiterhin vorhanden.

Ziel 1

Kompetenzen des Fachpersonals im Bereich Behindertenhilfe /
Behindertenpolitik im Umgang mit dem Thema LSBT*IQ stéirken

MafBnahme 1
Sensibilisierung von Tragern und Einrichtungen der Eingliederungs-/Behinder-
tenhilfe fiir Minderjahrige und Erwachsene sowie ambulanter Fachdienste Frei-

er Trager, Behorden und der Werkstatten und Tagesforderstatten fiir Behinderte
zum Thema LSBT*IQ. Etablierung von Ansprechpersonen in stationdren Einrich-

tungen sowohl fiir Mitarbeitende als auch fiir Bewohner_innen

»Runder Tisch Sexualitat und Behinderung”

Auf Initiative des Landesbehindertenbeauftragten wird angestrebt, den Landes-
aktionsplan gegen Homo-, Trans- und Interphobie dem Gremium ,,Runder Tisch
Sexualitat und Behinderung” vorzustellen.

25 Artikel 3, GG sowie Gesetz zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung, 1.Mai 2002,
Novellierung 2016
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Ziel 2

Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir LSBT*IQ mit Behinderung

MafRnahme 1
Sensibilisierung und Dialogférderung fiir die Belange von LSBT*1Q
im Bereich Behindertenpolitik

Stand der Umsetzung
Diese Umsetzungsmalinahme soll zu einem spateren Zeitpunkt erfolgen.

MaRnahme 2
Priifung von Férdermaoglichkeiten zur Erweiterung eines barrierefreien Zugangs
zur LSBT*1Q-Infrastruktur in Bremen

Stand der Umsetzung
Diese Umsetzungsmalinahme soll zu einem spateren Zeitpunkt erfolgen.

Mafnahme 3
Selbsthilfeférderung fir LSBT*IQ mit Behinderung

Stand der Umsetzung
Diese Umsetzungsmalinahme soll zu einem spateren Zeitpunkt erfolgen.

MafRnahme 4

Barrierefreiheit: Mittel zur Verfiigung stellen, um die Zugdnglichkeit der
LSBT*IQ-Infrastruktur (wie z.B. bei den Beratungsangeboten und Ver-
anstaltungen) zu sichern, einerseits baulich und andererseits beziiglich
der barrierefreien Information und Kommunikation

Stand der Umsetzung
Diese Umsetzungsmalinahme soll zu einem spateren Zeitpunkt erfolgen.

MafRnahme 5
Leichte Sprache: Mittel zur Verfiigung stellen, um den Landesaktionsplan in
Leichte Sprache zu libersetzen

Stand der Umsetzung
Diese Umsetzungsmalinahme soll zu einem spateren Zeitpunkt erfolgen.

MaBnahme 6
In den Einrichtungen wie z.B. Werkstatten fiir behinderte Menschen Ansprech-
personen fiir die Belange von Menschen mit LSBT*IQ-Hintergrund etablieren

Stand der Umsetzung
Diese Umsetzungsmalinahme soll zu einem spateren Zeitpunkt erfolgen.

ql '@Cr ieben

B MaBnahme 7

Vernetzung der LSBT*IQ-Selbsthilfe mit den Einrichtungen der Behindertenhilfe,
z.B. durch Veranstaltungen/Fachtage

Stand der Umsetzung

Fur die Sensibilisierung von Tragern und Einrichtungen der Eingliederungs-/Behin-
dertenhilfe wird ein gemeinsamer Fachtag mit einem noch zu konkretisierenden
Thema fir das Jahr 2018 angestrebt.

2.2.3 Trans*- und Intergeschlechtlichkeit

Menschen, deren Geschlecht, Geschlechtsidentitat oder Geschlechtsausdruck
nicht den sozialen Erwartungen entspricht, werden in der freien Entfaltung ihrer
Personlichkeit?® eingeschrankt. Trans* Personen sind damit konfrontiert, anderen
diese Inkongruenz begreiflich zu machen und einzufordern, dass ihre Geschlechts-
identitat respektiert wird.?’

Eine strukturelle Diskriminierung von Trans* Personen zeigt sich in der standar-
disierten medizinischen Diagnostik und Behandlung sowie im bundesdeutschen
Transsexuellengesetz (TSG).?® Die Mitgliedstaaten des Europarates wurden aufge-
fordert, ihre Verfahren zur Anderung des Namens und des Geschlechtseintrages
schnell, transparent leicht zuganglich und auf Selbstbestimmung basierend zu
gestalten.?

Weitere Diskriminierungspotentiale liegen in den Bereichen Schule/Ausbil-
dung/Universitat und Gesundheitsversorgung. Fehlende Aufklarung tiber
Trans*geschlechtlichkeit fihrt zu fehlerhafter Beratung und Behandlung.

26 In dem Bericht fiir die Generaldirektion Justiz der Europdischen Kommission, Trans- und
Intersexuelle Menschen aus dem Jahr 2011 wird aufgezeigt, dass trans* Personen in Europa
massiver Diskriminierung in Form von Ausgrenzungen, sozialem Ausschluss, Beleidigungen,
etc. sowie physischer und sonstiger Gewalt ausgesetzt sind. Dies betrifft alle Bereiche des
taglichen Lebens, den Zugang zu Bildung und anderen Dienstleistungen. Laut der Studie der
EU- Grundrechteagentur FRA, Erhebung unter Lesben, Schwulen, Bisexuellen und Transgen-
derpersonen in der EU aus dem Jahr 2013 haben knapp die Hélfte der Befragten (46 Prozent)
angegeben, wegen ihres trans* Seins im Jahr vor der Umfrage diskriminiert worden zu sein.
Mehr als die Halfte der Befragten gab an, in diesem Zeitraum Gewalt wegen ihres trans*Seins
erfahren zu haben. Trans* Personen sind deutlich hdufiger von Arbeitslosigkeit und Armut
betroffen und erfahren Benachteiligungen im Beruf — z.B. Gehaltskirzungen nach erfolgter
Geschlechtsangleichung oder Hindernisse beim beruflichen Aufstieg.

27 Gutachten im Auftrag des Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend: Rege-
lungs- und Reformbedarf fiir transgeschlechtliche Menschen, Begleitmaterial zur Interministe-
riellen Arbeitsgruppe Inter-&Transsexualitat, Nov. 2016.

28 Das Prozedere einer Transition ist in Deutschland mit obligatorischer Psychotherapie, Alltags-
test, Kostenlibernahmeverfahren und Begutachtung sehr langwierig, vgl.: Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes.

29 Einige europadische Staaten sind dem Beispiel Argentiniens gefolgt und haben diese Verfahren
niedrigschwelliger gestaltet (z.B. Malta).
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Im Bereich der Gesundheitsversorgung liegen die groRten Regelungsbedarfe bei
der Versorgung mit Angleichungsmafnahmen.® Deswegen ist Aufkldrung und
Sensibilisierung neben der Reform des TSG ein wichtiges staatliches Handlungs-
feld.?*

Flr intergeschlechtliche Personen ist die Auseinandersetzung mit der eigenen
geschlechtlichen Identitat haufig ein (lebens-)langer Prozess, da die konventionel-
len Rollen- und Kérpervorstellungen von Mann und Frau gesellschaftlich normiert
sind.?? Insbesondere fiir die Eltern intergeschlechtlicher Kinder bleibt es eine
groRe Herausforderung, sich dem gesellschaftlichen Druck zur Anpassung an die
Norm nicht zu beugen. Viele Arzt_innen raten immer noch zu Operationen, die
eine eindeutige Geschlechtszuweisung ermaéglichen und richten dadurch irreversi-
ble Schaden an.®?

Am 8. November hat das Bundesverfassungsgericht in seiner Pressemitteilung Nr.
95/2017 verkiindet: ,Personenstandsrecht muss weiteren positiven Geschlecht-
seintrag zulassen”. (Beschluss vom 10. Oktober 2017, 1 BvR 2019/16). Die Rege-
lungen des Personenstandsrechts sind mit den grundgesetzlichen Anforderungen
insoweit nicht vereinbar, als § 22 Abs. 3 Personenstandsgesetz (PStG) neben dem
Eintrag ,weiblich” oder ,,mannlich“ keine dritte Moglichkeit bietet, ein Geschlecht
positiv eintragen zu lassen. Der Gesetzgeber muss nun laut Karlsruhe bis Ende
2018 eine Neuregelung schaffen, in die als drittes Geschlecht neben ,mannlich”
und ,weiblich” etwa ,,inter”, ,,divers” oder eine andere ,positive Bezeichnung des
Geschlechts” aufgenommen wird. Der Beschluss ist eine historische Entscheidung
zur Gleichbehandlung intergeschlechtlicher Menschen.

Die in diesem Handlungsfeld umgesetzten MaRnahmen zielen auf strukturelle Ver-
besserungen, wie vom Land Bremen unterstlitzte oder initiierte Reformvorschlage
bei Gesetzesvorgaben. Des Weiteren wurden bereits vorhandene Beratungs- und
Empowermentangebote gestarkt. Aufklarung und SensibilisierungsmaRnahmen
rund um Trans*- und Intergeschlechtlichkeit quer durch alle gesellschaftlichen
Bereiche (Behorden, Schule, Krankenkassen etc.) haben vereinzelt stattgefunden.
Der Bedarf an Reformen, Aufkldrung und Sensibilisierung bleibt hoch, so dass
perspektivisch alle Menschen ihren Geschlechtsausdruck frei und ohne Diskrimi-
nierung leben konnen.

30 Ebenda, Seite 18/Teil A.
31 Ebenda, Seite 23.

32 Die European Union Agency for Fundamental Rights kritisiert, dass in vielen europaischen
Landern die Grundrechte von Intersexuellen verletzt werden. Als fortschrittlich gilt allein
Malta, das als einziges EU-Land Eingriffe an Intersexuellen ohne deren Zustimmung fir illegal
erklart, www.queer.de

33 Intersexuelle Menschen Landesverband Niedersachsen e.V., ,Zwischen den Geschlechtern?!,
Wissen; Beratung und Selbsthilfe fiir intersexuelle Menschen, ihre Familien und Angehorigen
sowie ihr Umfeld, 2016.
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Ziel 1

Rechtliche Gleichstellung/rechtliche Verbesserungen von trans*- und
intergeschlechtlichen Menschen

MaRBnahme 1
Unterstiitzung von Initiativen auf Bundesebene zur bevorstehenden Reform des
Transsexuellengesetzes

Stand der Umsetzung
Die betroffenen Ressorts setzen sich fir eine Reform zum Thema , Transsexuellen-
gesetz” ein.

MaRnahme 2
Unterstiitzung von Initiativen auf Bundesebene zur Uberarbeitung der Einord-
nung von Transsexualitdt im ICD-Diagnosesystem

Stand der Umsetzung

Nach der Internationalen Klassifizierung von Krankheiten und verwandter Gesund-
heitsprobleme ICD-10 der Weltgesundheitsorganisation (WHQO) zahlt Transsexua-
lismus als Geschlechtsidentitatsstorung zu den Personlichkeits- und Verhaltenssto-
rungen (F64.0).

Im Neuentwurf der Klassifizierung ICD-11, der 2015 offiziell vorgestellt wurde, ist
Transsexualismus hingegen als medizinischer Zustand enthalten (Klasse 17 Condi-
tion related to sexual health), der als ,,gender incongruence”, d. h. geschlechtliche
Nichtlibereinstimmung, bezeichnet wird. Damit wird nach dieser zukiinftigen Klassi-
fikation Transsexualitat nicht mehr als Personlichkeits- oder Verhaltensstorung bzw.
psychische Storung angesehen. Das Inkrafttreten der ICD-11 ist fiir 2018 vorgesehen.

Die Senatorin flir Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz wird im Rah-
men ihrer Zustandigkeiten den Neuentwurf der Klassifizierung ICD-11 unterstitzen.

Ziel 2

Verbesserung der Rahmenbedingungen und der Infrastruktur
fiir trans*- und intergeschlechtliche Menschen

MaRBnahme 1

Priifung von Méglichkeiten zur Verbesserung des Verfahrens bei Namens- und
Personenstandsdnderung (z.B. Kiirzung der Bearbeitungszeit; Berlicksichtigung
der gewiinschten Vornamens- und Geschlechtsangabe im Schriftverkehr ab
Antragstellung)

Stand der Umsetzung

Das o.g. Verfahren ist bundesrechtlich im Gesetz {iber die Anderung der Vornamen
und die Feststellung der Geschlechtszugehorigkeit in besonderen Féillen — Transse-
xuellengesetz (TSG) — geregelt.
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Das Bundesverfassungsgericht hat festgestellt, dass sich dem TSG zu Grunde
liegende Annahmen Uber Trans*sexualitat inzwischen in wesentlichen Punkten als
nicht mehr haltbar erweisen. Die Landtagsfraktionen der Bundeslander wurden
von der Deutschen Gesellschaft fiir Transidentitat und Intersexualitat e.V. gebeten,
im Bundesrat die Initiative zu ergreifen, die im TSG vorgeschriebene zweifache
Begutachtung fiir eine Personenstands- und Vornamensanderung durch ein einfa-
ches Antragsverfahren ohne Karenzzeit zu ersetzen.

Der Bundesrat hat am 02. Juni 2017 die Entschliefung zur Aufhebung des Trans-
sexuellengesetzes sowie zur Erarbeitung eines Gesetzes zur Ankerkennung der
Geschlechtsidentitdat und zum Schutz der Selbstbestimmung bei der Geschlechter-
zuordnung gefasst.

MafRnahme 2

Priifung der Moglichkeiten, den Zugang zu medizinischen und sozialmedizini-
schen Leistungen zu erweitern (z.B. die Anerkennung von EpilationsmaBnahmen
als Kassenleistung)

Stand der Umsetzung

Eine Einflussnahme der Senatorin fir Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucher-
schutz auf die Gebiihrenordnung fiir Arzte ist nicht moglich. Es handelt sich dabei
um eine Verordnung des Bundes, die nicht zustimmungspflichtig ist. Die Lander
sind hier auch nicht beteiligt.

MaRnahme 3
Forderung eines breiteren Angebots von qualifizierten Psychotherapeut_innen
fiir die Zielgruppe transgeschlechtlicher Menschen in Bremen

Psychotherapeutenkammer Bremen
Die Senatorin flir Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz wird die
Psychotherapeutenkammer Bremen ansprechen und um Unterstiitzung bitten.

Pro familia Workshop

Pro familia Bremen: Bericht zum Workshop Psychotherapeutische und beraten-
de Arbeit mit gendernonkonformen, genderqueeren und trans*geschlechtlichen
Personen und ihren Angehdrigen

Am 10.03.17 fand der Workshop zwischen 14 und 20 Uhr, am 11.03.17 zwischen
10 und 16 Uhr zum im Titel genannten Thema bei der pro familia Bremen in der
Hollerallee 24 in Bremen statt.

Die Gemeindepddagogin und Systemische Therapeutin Mari Giinther, Leiterin von
,queer Leben’ in Berlin, und die Berliner Psychotherapeutin Dr. Gisela Wolf fihr-
ten den Workshop durch. Es nahmen 15 Frauen und ein Mann teil. Flinf Teilneh-
mer_innen arbeiten in der Beratung, zehn in der Psychotherapie, zehn mit psycho-
therapeutischer, einer mit arztlicher Ausbildung, davon arbeiten wiederum acht
mit Erwachsenen, drei mit Kindern und Jugendlichen.
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Inhaltlich wurden folgende Bereiche behandelt:

> Begriffsklarungen

Erfahrungen mit Coming-outs zu verschiedenen Zeitpunkten in der Lebensspanne

Historische Entwicklung des Transsexualitatsgesetzes (TSG)

TSG heute, Standards of care und geplante Anderungen

Informationen zu Gutachten

(Namens-, Personenstands- und geschlechtsangleichende MaRnahmen)

> Korperliche Effekte der Hormonbehandlung;
Wirkung, Nebenwirkungen/Risiken, Reversibilitat

> Geschlechtsangleichende Operationen

> Uberblick tiber beteiligte Berufsgruppen: Endokrinologie, Andrologie, Urologie,
Gynakologie, Chirurgie, Psychotherapie/Psychiatrie, Logopadie, Dermatologie,
Epilation

> Haufige psychische Begleiterkrankungen (Depression, Dissoziation,
selbstverletzendes Verhalten: Suizidalitat, Essstorungen)

> Diagnosen nach ICD und DSM mit geplanten Anderungen im ICD 11

> Begleitung/Psychotherapie: Differenzen; was ist charakteristisch fiir beides?
Differenzierung von: Transitionsbegleitung, Psychotherapie, Umgang mit
gesetzlichen Vorgaben It. TSG und Medizinischen Leitlinien sowie die Gutach-
tenerstellung

> Erfahrungsberichte aus der klinischen Arbeit

>
>
>
>

Methodisch gab es einige Kleingruppen zur Selbsterfahrung mit dem Thema,
beispielsweise, sich als Mann oder Frau zu beschreiben, ohne dabei kdrperliche
Merkmale zur Beschreibung zu nutzen. Oder Gber den eigenen Korper zu sprechen
mit jemand, der nicht vertraut ist.

Eine schone Frage im respektvollen Umgang mit Transpersonen ist: ,,In welchem
Korper kannst du dich am besten lieben und lieben lassen?“

Die Organisation wurde von pro familia Bremen e.V. durchgefihrt, die dort Bera-
tungen zum Thema anbietet.

Die Vorbereitung umfasste acht, die Durchfiihrung 17 und die Nachbereitung wird
sich voraussichtlich auf fiinf Stunden belaufen. Zur Nachbereitung gehoren unter
anderem die Erstellung eines Email-Verteilers der Teilnehmer_innen und die dar-
Uber hinaus gehende Vernetzung der Teilnehmer_innen, von denen einige Inter-
esse an der Griindung eines weiteren Qualitatszirkels in Bremen haben und auch
zukinftig die Weiterleitung von aktuellen Informationen.

MafRnahme 4

Forderung von gezielten Beratungsangeboten (psychosozial und rechtlich)
fiir trans*- und intergeschlechtliche Menschen aller Altersgruppen

und ihre Angehérigen in Bremen
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Beratungsangebot von Trans*Recht e.V.

Trans*Recht e.V. hat ein integriertes Beratungsangebot entwickelt, das neben psy-
chosozialer Peer-Beratung auch Rechtsberatung anbietet. Das Beratungsangebot
existiert seit Herbst 2013 und ist niedrigschwellig, kostenlos und professionell. Das
integrierte Modell umfasst Rechts- und Familienberatung einerseits sowie syste-
mische Peer-Beratung andererseits. Das Angebot umfasst eine offene Sprechzeit
von zwei Stunden einmal pro Monat, plus Beratung per Email, und stellt nach wie
vor das einzige spezifische Beratungsangebot fiir transgeschlechtliche Menschen
im Land Bremen (und Umzu) dar.

Im Jahr 2016 fanden 85 Beratungskontakte statt. Verglichen mit 37 Beratungs-
kontakten in 2015 ergibt dies eine Steigerung um 130% im Jahr 2016, die dank der
Forderung durch den Bremer Senat verwirklicht werden konnte. Um den groRen
Bedarf im Bewilligungszeitraum zu decken wurde, zuséatzlich zur offenen Bera-
tungszeit, erstmalig Beratung per Email angeboten.

Es fanden 48 personliche Beratungsgesprache innerhalb der offenen Sprechzeit
statt und 37 Email-Beratungskontakte.
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Beratungsthemen

Die Themen der Ratsuchenden umfassen psychosoziale Themen und

trans*rechtliche Themen. Psychosoziale und Trans*fachliche Beratungsanliegen

sind unter anderem:

> Unterstlitzung bei der geschlechtlichen/identitdren Selbstfindung

> Informationen zu Transitionsprozessen

> Zugang zu Community-Wissen Uber beispielhafte Transitionswege

> Informationen iber mogliche somatische MaBnahmen der Transition
(Hormone, Operationen etc.)

> Verweis-Adressen fiir psychotherapeutische Begleitung (Begleittherapie),
arztliche Versorgung (unter anderem Endokrinologie, Gynakologie, Chirurgie,
Elektrologie etc.)

> Umgang mit Coming out in verschiedenen Lebensbereichen

> Umgang mit psychischer Belastung und vereinzelt akute Krisenintervention

> Verweise an Selbsthilfegruppen, Stammtische und andere Trans*Community-
Kontakte, auch Internet-Foren etc.

> Praxistipps zu Transition, Kleidung, Hilfsmitteln etc.

> Unterstiitzung im Umgang mit Diskriminierungserfahrungen in verschiedenen
Lebensbereichen.

Rechtsberatungsanliegen sind unter anderem:

> Informationen zu Rechten als Trans*Person fiir alle Lebensbereiche
(inklusive Arbeitsplatz, Ausbildungsstatten etc.)

> Informationen iber Vornamens- und Personenstandsanderung nach Transsexu-
ellengesetz. Unterstitzung bei Verfahrenskostenhilfe, Verweis-Adressen fir die
dafiir zustandigen Gutachter_innen

> Informationen und Unterstiitzung zum Umgang mit ablehnenden Entscheidun-
gen der Krankenkasse

> Informationen und Unterstiitzung bei Diskriminierung/fehlender Unterstiitzung
durch Arbeitgeber, Schule, Universitat

> Informationen und Unterstiitzung bei Fehlbehandlungen infolge somatischer
Transitions-MaRnahmen.

> Fast immer sind die Anliegen eng miteinander verknipft, so dass sich in der
Praxis das integrierte Peer- und Rechtsberatungskonzept fiir eine angemessene
Beratung immer wieder bewahrt.
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MafRnahme 5
Férderung von Selbsthilfestrukturen und kulturellen Angeboten fiir trans*- und
intergeschlechtliche Menschen in Bremen

Trans*Cafe
Das Trans*Cafe findet einmal im Monat in den Rdumlichkeiten des Rat&Tat-Zent-
rum flr queeres Leben e.V. statt.

l/anscigh
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Es ist ein Selbstorganisierter Ort von und fir Trans*Menschen und Interessierte
(Willkommen sind auch Freund_innen und Familien), um sich an einem sicheren
Ort Uber verschiedene Themen auszutauschen, sich gegenseitig zu helfen und
einfach mal entspannt unter anderen Trans*Menschen sein zu kdnnen.

BDP AK Gender*Queer

Das Rat&Tat-Zentrum fiir queeres Leben e.V. hat am 20.2.2016 auf Einladung

des BDP Madchenkulturhaus Bremen einen Workshop fiir genderqueere/
Trans*Jugendliche des BDP AK Gender*Queer durchgefiihrt. Inhalt des Workshops
waren Gruppenarbeiten zu den Themen , Respektvoller Umgang mit genderquee-
ren/Trans*Menschen” und ,Die ideale/gewlinschte Haltung und Unterstutzung
von Eltern “ sowie Rollenspiele zum Thema Coming out in der Familie und in der
Schule. Es haben 20 Jugendliche und junge Erwachsene aus verschiedenen Bun-
deslandern an dem 3-stiindigen Workshop teilgenommen.

MafRnahme 6

Dialogforderung zwischen Selbsthilfeorganisationen und der Bremer Verwal-
tung zum Abbau von Diskriminierung und fiir einen respektvollen Umgang
mit Trans*- und Intergeschlechtlichkeit sowie zur Ermittlung eines gezielten
Unterstiitzungsbedarfs
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Stand der Umsetzung

Die Senatorin fiir Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz unterbreitet
den Vorschlag, dass eine Initiative des Rat&Tat-Zentrums flr queeres Leben fir
einen Kongress oder ein Symposium zur Dialogférderung zwischen Selbsthilfeor-
ganisationen und der Bremer Verwaltung zum Abbau von Diskriminierung und fur
respektvollen Umgang mit Trans*- und Intergeschlechtlichkeit sowie zur Ermitt-
lung eines gezielten Unterstlitzungsbedarfs gestartet wird. Das Gesundheitsamt
Bremen und weitere Ressorts sind zu beteiligen.

Veranstaltungen der ZGF

2014 hat die ZGF den Workshop ,,Queer, transgender, intersexuell — was hat das
mit uns und den Diskussionen in der Gleichstellungspolitik zu tun?“ durchgefihrt.
Zentrale Fragestellungen waren die Auseinandersetzung mit Homophobie und
gueer-feministischen Fragestellungen und Konzepten.

Im Oktober 2014 und Mai 2015 veranstaltete die ZGF gemeinsam mit dem Bremer
Jungenbiiro und dem Lidice Haus Fortbildungen fir Fachkrafte aus der offenen
Jugendarbeit unter dem Titel: ,,Gleich? Anders? Beides — oder mehr?*“.

MaBnahme 7
Umsetzung der Beschliisse der Gesundheitsministerkonferenzen

Gesundheitsministerkonferenz

Die Senatorin flr Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz begri3t die
Beschliisse der 86. Gesundheitsministerkonferenz aus dem Jahre 2013 zum Thema
,Lebensbedingungen von Intersexuellen verbessern® und wird im Rahmen seiner
Zustandigkeit an der Umsetzung mitwirken.

Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenministerinnen und -minister,
-senatorinnen und -senatoren der Lander (GFMK)

Zur 24. Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenministerinnen und -minister,
-senatorinnen und -senatoren der Lander (GFMK) 2014 hat Bremen (Antrag ZGF)
den Antrag ,,Rechte intersexueller Menschen wahren und Diskriminierung been-
den —insbesondere Schutz der kérperlichen Unversehrtheit” vorgelegt. Der An-
trag wurde mit 15 Jastimmen und einer Enthaltung beschlossen. Die GFMK fordert
die Bundesregierung damit auf, die Rechte intersexueller Menschen zu schiitzen
und ihre Diskriminierung zu beseitigen.

Insbesondere im Hinblick auf die korperliche Unversehrtheit, die (reproduktive)
Selbstbestimmung, den Schutz vor Gewalt und die Akzeptanz der individuellen
Geschlechtsidentitat sieht die GFMK Handlungsbedarf. Zum Schutz der Betroffe-
nen ist es daher erforderlich, die Voraussetzungen fiir Operationen sowie medika-
mentdse Behandlungen bei Minderjahrigen gesetzlich zu regeln, insbesondere im
Hinblick auf die Einwilligung durch die Betroffenen selbst und deren Eltern.

Die GFMK fordert die Bundesregierung zum einen auf zu prifen, wie ein entspre-
chender Gesetzesentwurf ausgestaltet werden kann.
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Ziel eines Gesetzes sollte unter anderem sein, minderjahrige Intersexuelle vor
irreversiblen und medizinisch nicht indizierten geschlechtsbezogenen Eingriffen zu
schiitzen. Zum anderen sei zu prifen, welche weiteren Anpassungen notig sind,
um die Diskriminierung von Intersexuellen in der Rechtsordnung zu beseitigen.

Ziel 3

Kompetenzférderung der Verwaltung und des Fachpersonals

MaBBnahme 1
Férderung von Fortbildungsangeboten fiir behandelnde Arzt_innen
sowie Psychotherapeut_innen zum Thema Trans- und Intergeschlechtlichkeit

Stand der Umsetzung

Die Senatorin fiir Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz wird die Arz-
tekammer und Psychotherapeutenkammer Bremen bitten, zu priifen, in welchem
Rahmen Fortbildungsangebote fiir behandelnde Arzt_innen sowie Psychothera-
peut_innen gefordert werden kdnnen.

MafRnahme 2

Férderung von Fortbildungen zu rechtlichen Fragen im Bereich Schule und
offentliche Verwaltung (z.B. Anderung von Zeugnissen nach der Namens- und
Personenstandsanderung)

Qualifizierungsangebote in Schulen

Das Rat&Tat-Zentrum fiir queeres Leben e.V. hat eine QualifizierungsmaRnahme
»Trans* im Schulalltag” fir Teamer_innen der Schulaufklarungsprojektes, Lehrer_
innen und Schulsozialarbeiter_innen veranstaltet.

Inhaltlich war die Veranstaltung an folgenden Themenfeldern orientiert:
1 Rechtliche Grundlagen
(Namensdnderung, Zeugnisse, Sportunterricht, Dokumente etc.)

2 Trans* im Schulumfeld (Umgang mit Mitschiiler_innen und Eltern)
3 Einsatz von (Gender-)Methoden im Unterricht

4 Generelle Infos (Zahlen, Coming out etc.).
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Diskutiert wurde entlang verschiedener Fragestellungen: Welcher Name kann/
muss auf dem Zeugnis stehen (Wunschname oder der rechtliche Name)?

Wie kann ich den_die Trans*Schiler_in unterstiitzen bzw. vor Diskriminierung
schitzen? Wie kann eine Thematisierung in der Klasse aussehen? Welche Rege-
lungen gibt es in Bezug auf Toilettennutzung? Welche Moglichkeiten gibt es, um
den Sportunterricht fir den_die Trans*jugendliche sinnvoll gestalten zu konnen?
Zudem gab es eine Einflihrung in die Begrifflichkeiten und deren Definition.
Hinter den verschiedenen Begrifflichkeiten steht auch der Wunsch der padagogi-
schen Fachkrafte, eine angemessene und wertschatzende Haltung zu finden.
Gerade in diesem Bereich zeigten sich unter den Anwesenden grofRe Unsicher-
heiten, die aber im Verlauf der Veranstaltung angesprochen und geklart werden
konnten.

Insgesamt haben 18 Teilnehmer_innen aus verschiedenen padagogischen Fach-
richtungen teilgenommen. Insbesondere durch die Interdisziplinaritat der Gruppe,
die Kompetenz des Referenten und der Tatsache, dass alle Anwesenden schon auf
unterschiedliche Art und Weise mit dem Thema Trans* in der Schule im Kontakt
waren oder sind, zeichnete sich das Seminar durch seine sehr offene und reflek-
tierte Grundstimmung aus. Fir die Teamer_innen des Schulaufklarungsprojektes
des Rat&Tat-Zentrums bedeutete es neben der Mdoglichkeit zur Vernetzung auch
eine inhaltliche Vertiefung und Weiterentwicklung des Angebotes in Schulklassen
zu geschlechtlicher und sexueller Vielfalt.
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2.3 Lebenswelten

2.3.1 Kultur
Teilhabe an Kultur ist ein wichtiger Aspekt von Gleichberechtigung und Pluralitat.

Die im Handlungsfeld umgesetzten MaRnahmen stellen die Absicherung und Er-
weiterung bereits bestehender LSBT*IQ Projekte in den Vordergrund. Des Weite-
ren bewegen sich die MaBnahmen in dem gesellschaftlichen Auftrag der Bildung
und Starkung von Toleranz, Teilhabe und Selbstbestimmung, was in Zeiten der
Rickkehr von rechtsextremen und populistischen Argumentationsmustern drin-
gend notwendig ist.

Um gesellschaftliche Vielfalt sichtbar werden zu lassen und die Akzeptanz von
LSBT*IQ zu starken, eignen sich Kultur- und Freizeitangebote in besonderem
Malie. Etablierte kulturelle Angebote reprasentieren z.B. intergeschlechtliche
Menschen, Regenbogenfamilien, queere Gefliichtete oder Trans*Kinder meist gar
nicht oder reproduzieren moglicherweise sogar Vorurteile und Stereotype.

LSBT*IQ Kultur- und Freizeitveranstaltungen machen sexuelle und geschlechtli-
che Vielfalt in ihren Facetten erfahrbar und sichtbar. Die Schaffung kommunika-
tiver und digitaler Raume ermoglichen positive Identifikationsmaoglichkeiten fiir
LSBT*IQ mit Vorbildern aus der Geschichte, aus dem Internet oder auf der Lein-
wand.

Ziel 1

Beriicksichtigung von LSBT*IQ in der Kulturférderung

MaRnahme 1

Erhalt der LSBT*IQ-Kulturangebote von bestehenden Institutionen/ Initiativen
(belladonna — Kultur, Bildung und Wirtschaft fiir Frauen e.V.; Rat & Tat Zentrum
fiir queeres Leben e.V.; queerfilm e.V.; thealit — Frauen. Kultur. Labor)

Stand der Umsetzung

Durch die institutionelle Férderung von belladonna — Kultur, Bildung und Wirt-
schaft fiir Frauen e.V. und thealit — Frauen. Kultur. Labor werden LSBT*IQ-Kul-
turangebote von bestehenden Institutionen 2017 abgesichert. Ferner wird das
Festival von queerfilm e.V. im Rahmen der Projektférderung unterstitzt.

queerfilmfestival Bremen

Das 23. queerfilmfestival Bremen fand vom 11. bis 16. Oktober 2016 in den Rau-
men des Kommunalkino Bremen e.V. statt. Das queerfilmfestival Bremen ist ein
zielgruppenorientiertes Filmfestival und richtet sich mit seinem Programm an ein
schwul, lesbisch, trans* und/oder intersexuell interessiertes Kinopublikum.

Bei der Auswahl der Filme wurde auf eine Ausgewogenheit der zielgruppenspezifi-
schen Themen sowie der Filmgenres geachtet.
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Das Programm umfasste folgende Inhalte:
> 12 Langfilme (Spielfilme, Dokumentarfilme)
> 2 Kurzfilmprogramme + einen Extra-Kurzfilm

Der Festivalcharakter wurde dadurch unterstrichen, dass es sich bei den Filmen
ausschliefRlich um Filme handelt, die im regionalen Bereich (Bremen und Umland)
noch nicht aufgefiihrt wurden. Auferdem wurden soweit finanziell moglich Gaste
eingeladen, die an der jeweiligen Filmproduktion beteiligt waren oder zu doku-
mentarischen Filmbeitragen inhaltlich ergdnzende Referate beitragen konnten.

Im Einzelnen wurden folgende Géste in Bremen begriift:
Cordula Thym (Osterreich), Regisseur*in ,Female to What the Fuck”,
Gonzales Francisco (USA), Protagonist*in , Kiki“

Es wurden an den sechs Festivaltagen ca. 1400 Zuschauer_innen erreicht. Durch-
schnittlich bedeutet dies eine Zuschaueranzahl von ca. 100 Zuschauer_innen pro
Film.

Es gab folgende Vorstellungen (in Klammern die Zahlen der Zuschauer_innen):

11.10.2016 Kurzfilm Eré6ffnungsabend (151)

12.10.2016 Weekends (30)
Women who kill (86)

13.10.2016 Barash (91)
Boy meets girl (129)

14.10.2016 Gender troubles: the Butches/Third Person (89)
Queen of Amsterdam (130)
Strike a Pose! (56)

15.10.2016 Female to What the Fuck (127)
Kater20:30Kiki (74)
Dyke Hard (34)

18.10.2016 While You Weren‘t Looking (117)
Stories of Our Lives (85)
No Bikini (Kurzfilmprogramm) (136)

Die Filme wurden durch Abstimmung des Publikums bewertet. Beim Publikums-
preis des queerfilmfestival Bremen handelt es sich um eine ideelle Auszeichnung.
Anhand der Auswertung kann festgestellt werden, dass das Programm einen sehr
positiven Zuspruch beim Publikum erfahrt.
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Das 24. queerfilmfestival hat vom 10. bis 15.0ktober 2017 unter dem Motto
,Queer at heart — von Herzen queer” stattgefunden und richtete seinen Blick auf
die Vielfalt queeren Lebens. Die 14 langen und kurzen Spiel- und Dokumentarfilme
waren auch in diesem Jahr wieder sehr gut besucht — durchschnittlich erreicht eine
Filmvorfiihrung 100 Menschen und das Festival mehr als 1400 Besucher_innen.

Die finanzielle Durchfiihrung erfolgte durch Bereitstellung von Eigenmitteln aus
dem Verein (Erwirtschaftung aus Eintrittsgeldern des Festivals), Einnahmen aus
Werbung, Kooperationen mit anderen Institutionen, Spenden sowie durch eine
Fehlbedarfsfinanzierung des Senators fir Kultur.

Das Kulturdezernat Bremerhaven prift derzeit, ob die Moglichkeit der Beteiligung
an dem jahrlich in der Stadt Bremen stattfindenden queerfilmfestival besteht. Die
Zustandigkeit liegt beim Kulturbliro Bremerhaven und beim Kommunalen Kino e.V.
Eine Beteiligung steht insbesondere unter dem Vorbehalt verfligbarer Haushalts-
mittel.

MafRnahme 2

Priifung von Fordermoglichkeiten fiir einzelne Projekte mit LSBT*IQ-Bezug
(z.B.: Unterstiitzung der Weiterentwicklung des Bremer Queerfilmfestivals
zum Kulturfestival im Land Bremen; Férderung der Wiederaufnahme

der Queerfilmdays fiir Schulklassen; Férderung des bundesweiten LesbenFriih-
lingsTreffen (LFT), das 2016 in Bremen gefunden hat

Stand der Umsetzung
Fir das Jahr 2018 wird geprift (Juryverfahren), ob Projektférderungen moglich sind.

MafRnahme 3

Férderung von DokumentationsmaBnahmen im Bereich LSBT*IQ
(z.B. Unterstiitzung bei der Digitalisierung des Bestandes des
belladonna-Archivs zur Uberlieferungssicherung)

Frauenarchiv und Dokumentationszentrum von belladonna
Die DigitalisierungsmaBnahmen hinsichtlich des belladonna-Archivs werden durch
eine dreijahrige Projektférderung von 2017-2019 gefordert.

Das Bremer Frauenarchiv und Dokumentationszentrum von belladonna — Kultur,
Bildung und Wirtschaft e.V. ist mit seinen vielfaltigen Bestanden eines der groRten
Facharchive im deutschsprachigen Raum. Es ist eine wichtige Anlaufstelle fiir viele
Nutzerinnen, wie Studentinnen, Journalistinnen und zunehmend auch Schilerin-
nen und Schiiler mit den unterschiedlichsten Interessensgebieten.

Einer der Schwerpunkte unserer Kultur- und Bildungsarbeit ist seit Gber 20 Jahren
die Auseinandersetzung mit der Geschichte und Gegenwart lesbischer Frauen, die
leider bis heute von Diskriminierung und Ausgrenzung gepragt ist.
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Mit unseren Veranstaltungen und im Archivbereich leisten wir einen wichtigen
Beitrag zur gesellschaftlichen Akzeptanz gleichgeschlechtlicher Lebensweisen.
Darliber hinaus sind wir bestrebt, die Vielfalt lesbischer Lebensart und Kultur
aufzuzeigen.

Madchen und jungen Frauen sowie ihrem schulischen, beruflichen und privaten
Umfeld méchten wir eine positive Einstellung dazu vermitteln.

Seit 2014 ist LGBT*IQ ein Sammlungsschwerpunkt des Bremer Frauenarchivs und
Dokumentationszentrums, um die Geschichte und Gegenwart von queeren Le-
bensweisen sichtbarer zu machen, aufzuklaren und
Diskriminierungen entgegenzuwirken. Dazu ist es not-
wendig unterschiedliche Materialien anzuschaffen.
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Interessierte und betreffende Personen finden bei uns
Literatur zu allen wichtigen Fragestellungen wie z. B.
Coming out, Kinderwunsch, Migration, Berufstatigkeit,
Alterwerden, Gesundheit/Krankheit u.v.m. Der Pra-
senzbestand in Archiv und Bibliothek umfasst aktuelle
Blicher und Zeitschriften und wird durch ausleihbare
gueere Spielfilme und Dokumentationen auf DVD
erganzt.

Das Bremer Frauenarchiv und Dokumentationszentrum verfiigt zudem Uber einen
VHS-Kassettenbestand, der fortlaufend gesichtet und digitalisiert wird. Auf den
Videokassetten befinden sich unter anderem Aufnahmen von Lesben- und Schwu-
lendemos aus der Region oder Beitrage zu den Themen Homosexualitat, Bisexua-
litat und Intersexualitat, die ebenfalls als wichtige zeitgeschichtliche Informations-
guellen dienen und erhalten bleiben missen.

Des Weiteren steht interessierten Frauen, insbesondere Lesben, eine ausleihbare
Bibliothek mit belletristischer Literatur zur Verfligung. Es handelt sich um femi-
nistische Romane, die inzwischen zu Klassikern der Bewegung geworden sind.
Darliber hinaus haben wir das Angebot durch Neuanschaffungen kontinuierlich
ausgebaut und erweitert.

Ziel 2 EEEE

Unterstiitzung von LSBT*IQ-Akzeptanz férdernden MafSnahmen

MafRnahme 1
Forderung einer landesweiten LSBT*IQ-Akzeptanzkampagne
im Kontext des Landesaktionsplans Homophobie

Stand der Umsetzung
Siehe Handlungsfeld Antidiskriminierung.
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2.3.2 Sport

Das Thema ,,Homosexualitat” ist nach wie vor ein groRes Tabuthema im Sport.
Oftmals herrscht ein Klima, in dem ein Outing der sexuellen Orientierung kaum
moglich ist. Homophobe Beleidigung, Verunglimpfungen und Herabsetzungen sind
im Profi- und Breitensport nach wie vor alltaglich.3*

Die starre bindre geschlechtliche Zuordnung und daran gekniipfte Erwartungen
und Stereotype geben vor, welche Sportarten ,typisch weiblich” oder ,,typisch
mannlich” sind. Das Nichterfillen dieser Erwartungen ist fir Trans* und genderva-
riante Personen vielfach mit Ausgrenzungserfahrungen verbunden. Zudem zeigt
sich fuir Trans*Personen die Diskriminierung haufig in alltagsnahen Situationen wie
das gemeinsame Nutzen von Umkleide- und Duschkabinen, in denen die Transge-
schlechtlichkeit nicht beachtet bzw. explizit ignoriert wird.*

Die hier im Handlungsfeld umgesetzten Mallnahmen zielen auf breitere Akzep-
tanz, Sensibilisierung und Fortbildung von Ubungsleiter_innen**sowie Dialog-
forderung bzw. Vernetzung von verschiedenen gesellschaftlichen Akteur_innen,
um LSBT*IQ -Themen auf verschiedenen Ebenen des Bereichs Sport sichtbarer
zu machen und um fiir einen nachhaltigen Wandel im Denken und Handeln aller
Beteiligten zu sorgen.

Dies ware im Sinne der Berliner Erklarung ,Gemeinsam gegen Homophobie.

Flr Vielfalt, Respekt und Akzeptanz im Sport”, die vom Deutschen Olympischen
Sportbund (DOSB) und vielen anderen gesellschaftlichen Akteuren unterzeichnet
wurde.?’

34 Vgl. den Bericht ,,Umfrage: Homophobie im Sport weiter allgegenwartig” von Mai 2015 auf
queer.de, der sich mit der Studie ,,Out on the Fields” — The First International Study on Homo-
phobia in Sport” aus demselben Jahr beschaftigt:,Nur ein Prozent der Befragten erklarte, dass
Schwule, Lesben und Bisexuelle voll in die Sportkultur integriert seien. Dagegen glaubt fast
die Halfte, dass LSB nur teilweise oder gar nicht akzeptiert werden. Zwei Drittel gaben an, dass
Homophobie im Sport weiter verbreitet sei als in der Gesamtgesellschaft. 78 Prozent glauben
sogar, dass Homo- oder Bisexuelle als Zuschauer einer Sportveranstaltung nicht sicher waren.
Und 84 Prozent erklarten, im Sport seien homophobe Witze eine Normalitadt. Dabei ist Sport
nicht gleich Sport: 62 Prozent aller Befragten — und sogar 73 Prozent der schwulen Manner
— halten Mannschaftssportarten flir besonders homophob. 54 Prozent der Schwulen und 47
Prozent der Lesben erklarten, sie hatten bereits persdnlich Homosexuellenfeindlichkeit im
Sport erlebt. Unter Jingeren unter 22 Jahren ist diese Zahl noch hoher.”

35 Claudia Krell; Kerstin Obermeier: Coming-out und dann...?! Ein Forschungsprojekt des Deut-
schen Jugendinstituts e.V. zur Lebenssituation von lesbischen, schwulen, bisexuellen und
trans* Jugendlichen und jungen Erwachsenen, Miinchen 2015, https://www.dji.de/fileadmin/
user_upload/bibs2015/DJI_Broschuere_ComingOut.pdf

36 Insbesondere auch in den 430 Bremer und Bremerhavener Sportvereinen und im Schulsport.

37 Claudia Krell; Kerstin Obermeier: Coming-out und dann...?! Ein Forschungsprojekt des Deut-
schen Jugendinstituts e.V. zur Lebenssituation von lesbischen, schwulen, bisexuellen und
trans* Jugendlichen und jungen Erwachsenen, Miinchen 2015, https://www.dji.de/fileadmin/
user_upload/bibs2015/DJI_Broschuere_ComingOut.pdf
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Ziel 1 EEEE

Forderung der Akzeptanz von LSBT*IQ im Bereich Sport

MaRnahme 1
Sensibilisierung und Dialogférderung fiir das Thema LSBT*IQ im Bereich Sport
(Verbdnde, Vereine)

Geplante MaRnahmen Sportamt Bremen

Das Sportamt strebt die Bildung einer Projektgruppe an. Diese soll aus Vertreter_
innen der Verbande, Vereine, dem Landessportbund Bremen und dem Sportamt
gebildet werden. Gemeinsam sollen konzeptionelle MalBnahmen entwickelt wer-
den, welche die Sensibilisierung und Dialogbereitschaft flir das Thema LSBT*IQ im
Bereich Sport fordern. Folgende MaRnahmen sind angedacht:

Positionierung gegen Diskriminierung in den Satzungen der Vereine und Verbédnde,

> das Thema Homophobie als festen Bestandteil in der Grundausbildung
fir Ubungsleiter_innen und Trainer_innen aufzunehmen

> Erstellung eines Interventionsleitfadens,

> bei der Fortschreibung des Sportentwicklungsplanes Bremen wird der
Aktionsplan gegen Homo-. Trans*- und Interphobie mit einbezogen

> den § 12 (3) der Sportstattenverordnung vom 21.7.2008 mit den Wortern
,homo- und transphoben” und ,sexistischen” zu erganzen

> Sensibilisierung der stadtischen Sportplatzwart_innen durch das Sportamt.

Standards zur Selbstbehauptung

Die Bremische Zentralstelle fir die Verwirklichung der Gleichberechtigung der
Frau hat in Zusammenarbeit mit dem Praventionszentrum der Polizei, dem Lan-
dessportbund, dem Bremer Jungenbiiro, dem Wendo-Netzwerk Nordwest e. V.
und der Stilrichtung Wadokai im Deutschen Karate Verband e. V. Standards zur
Selbstbehauptung herausgegeben.

Diese enthalten folgende Anregungen fiir Angebote mit Trans* und Inter* Personen:
»Menschen, deren Kérper und/oder Geschlechtsidentitat als ,,abweichend” von
der Norm eingeordnet wird, erfahren oftmals Diskriminierung, Ubergriffe und Ge-
walt, weil sie der Normalitat von Zweigeschlechtlichkeit in die Quere kommen und
einengende Geschlechterrollenbilder in Frage stellen.

Menschen verschiedener geschlechtlicher und sexueller Identitaten, trans*- und
intergeschlechtliche Menschen und Menschen, die sich keinem Geschlecht zu-
ordnen wollen, bisexuell, schwul oder lesbisch leben, sollen mit Kursangeboten
angesprochen werden. Bis es Uberall Angebote gibt, die den Bedirfnissen dieser
Gruppen vollstéandig und auf differenzierte Weise gerecht werden, wird es wohl
noch dauern. Kursleitungen sollten auf jeden Fall Diskriminierungen erkennen und
Chancen von Vielfalt nutzen kénnen.”

Sportforderungsrichtlinie Bremerhaven

Der Magistrat Bremerhaven hat bereits im Jahr 2014 einen Passus hinsichtlich
eines Diskriminierungsverbots in die Sportférderungsrichtlinien ibernommen, der
als Anlage beigefligt ist.
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MaBnahme 2

Férderung von PraventionsmalRnahmen gegen Homophobie und Transphobie
im Sport (z.B. Unterstiitzung von Fanprojekten; Starkung queerer Sportvereine
und -veranstaltungen mit Vorbildfunktion fiir die Zuganglichkeit von LSBT*1Q)

Ausstellung ,Gegen die Regel”

Das Sportamt beabsichtigt in Kooperation mit dem Bildungsressort die Ausstel-
lung ,,Gegen die Regel” in Bremen zu zeigen. Als Veranstaltungsort ist das Haus
der Blirgerschaft vorgesehen.

Homo- und Trans*phobie im FuBBball

Viele konkrete Umsetzungen sind aus der Zusammenarbeit des Fanprojekts von
Werder Bremen mit dem queeren Fanclub Green Hot Spots und dem Rat&Tat-
Zentrum flir queeres Leben e.V. entstanden. Bereits 2014 fand eine stark besetzte
Podiumsdiskussion zum Thema ,,Alles normal? — Entwicklungen sexueller Vielfalt
im Sport“ statt. In gleicher Beteiligung gab es in 2014 die Teilnahme von Werder-
fans bei den Dreharbeiten vom Kurzfilm zum Lied ,,Der Tag wird kommen“ von
Marcus Wiebusch. Der Song handelt von Homophobie im FuBBball und dem Tag,
an dem dies Geschichte sein wird und erreichte hohe mediale Aufmerksamkeit.
Das erste Hallenmaster von ,,FuBballfans gegen Homophobie” mit internationaler
Beteiligung wurde ebenfalls 2014 in Bremen ausgerichtet.

Im April 2015 gab es von Werder Bremen zu einem Bundesligaspiel einen Aktions-
tag gegen Homophobie. Es gab T-Shirts mit dem Aufdruck , Wir sind Werder — Wir
sind bunt” und ein Interview mit den Green Hot Spots und dem Rat&Tat-Zentrum
an einer regenbogenfarbenen Eckfahne. Die Organisationen hatten zusammen
mit dem CSD-Nordwest auch einen Infostand vor dem Stadion. Im Rahmen dieser
Aktion wurden auch zwei Postkarten entwickelt und gedruckt.
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Im Jahr 2016 konnte eine Wiederauflage der Postkarten bei einem gemeinsamen
Auftritt von Werder Bremen, den Green Hot Spots und dem Rat&Tat-Zentrum
beim CSD in Oldenburg genutzt werden.

Fangruppen von Werder Bremen gestalten seit einigen Jahren Choreografien
gegen Homo- und Trans*phobie im Weserstadion und bieten Veranstaltungen
zum Thema an. Dariliber hinaus haben die queeren Werderfans einen Fanschal mit
Regenbogenfahne gestaltet, der im Stadion von einigen Fans getragen wird und
zur Diskussion anregt.

MafRnahme 3
Vertiefung/Aktualisierung der Themenmodaule ,sexuelle und geschlechtliche
Vielfalt” in den Ubungsleiter_innen-Fortbildungen

Stand der Umsetzung

Das Rat&Tat-Zentrum fiir queeres leben e.V. pflegt seit Jahren gute Kontakte zu
Werder Bremen, die bereits in Kooperationen gemiindet sind. Im Jahr 2017 wur-
den erste Gesprache mit dem Prasidenten des Bremer FuRballverbandes gefiihrt,
die mittelfristig zu MaBnahmen im AmateurfulBball fiihren sollen. Angedacht sind
hierbei z.B. Module in der Schiedsrichter_innen- und Trainer_innnen-Ausbildung.

2.3.3 Tourismus

Es braucht eine weithin sichtbare Offenheit des Landes Bremen fiir Vielfalt und
ein klares Statement gegen Homo-, Trans*- und Interphobie, um Bremen fiir die
zahlreichen queeren Stadtereisenden interessant zu machen. Der diesjahrige
Christopher Street Day (2017) hat als Empowermentveranstaltung bereits eine
groRe Zahl queerer Besucher_innen nach Bremen geholt. Eine dhnliche Strahlkraft
hat das seit tiber 20 Jahren existierende Queerfilmfestival in Bremen.

Fir diese Gruppe braucht es innerhalb der Tourismusbranche ganz gezielt queeres
Reiseinfomaterial, sensibilisierte Anprechpartner_innen und eine lebendige und
starke LSBT*IQ Infrastruktur mit Kneipen, Kinos und Anlaufstellen.

Die in dem Handlungsfeld Tourismus bereits umgesetzte MalRnahme zielt auf
Sichtbarkeit der Geschichte und Gegenwart von LSBT*IQ Personen und Struktu-
ren, die im Land Bremen verortet sind.
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Ziel 1

Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir LSBT*IQ
im Bereich Tourismus

MaRnahme 1
Priifung der Moglichkeiten zur Beriicksichtigung von LSBT*IQ im Bereich
Touristikinformationen (z.B. Forderung eines queeren Stadtplans fiir Bremen)

,Bremen fiir Schwule und Lesben”

Auf den Seiten der Bremer Touristik-Zentrale (BTZ) gibt es bereits spezielle Tou-
ristikinformationen Uber ,, Bremen flir Schwule und Lesben”, die eine sichtbare
Offenheit des Landes Bremen fiir Vielfalt und gegen Homophobie transportieren
sowie die Tradition schwul-lesbischer Kultur in Bremen aufzeigen. Das touristische
Informationsangebot bezieht sich im Wesentlichen auf Veranstaltungen. Neben
dem Bremer Samba-Karneval, an dem auch viele schwul-lesbische Gruppen teil-
nehmen, gibt es in Bremen diverse regelmaliige Veranstaltungen speziell fiir quee-
re Besucher_innen (z.B. die Stand.up-Partys im Magazinkeller, die Pink Party im
Modernes, die schwul-lesbische Party wahrend des Freimarktes und das mehrta-
gige Filmfestival ,queerfilm Bremen®). Auch im Café KWEER im Haus des Rat & Tat
Zentrums finden regelmafig Veranstaltungen fir die LSBT*IQ-Community statt.
Insbesondere der Christopher-Street-Day (CSD), der in diesem Jahr erstmals nach
23 Jahren wieder in Bremen stattgefunden hat, lockte Tausende Besucher_innen
nach Bremen.

Auf der privaten Plattform ,,queerserver.de” werden Szene-Neuigkeiten sowie
aktuelle Veranstaltungstermine fur LSBT*IQ veroffentlicht. AuBerdem wird ein
City-Guide mit Hinweisen zu Cafés, Bars, Sportvereinen, Kulturangeboten, Bera-
tungsstellen usw. angeboten.

Es wird derzeit geprift, ob weitere Mallnahmen in das aktuell zu erarbeitende
Landestourismuskonzept 2025 aufgenommen werden.

MaBnahme 2
Férderung des Angebotes lesbisch-schwuler Stadtfiihrungen

Stadtrundgdnge von belladonna
Bericht Uiber die seit 2012 durchgefiihrten Stadtrundgéange von belladonna — Kul-
tur, Bildung und Wirtschaft fir Frauen e.V.:

Was bewegten sie? Lesbische Frauen im Bremer Viertel in Kooperation mit dem Ar-
beitskreis Politik fiir Lesben und Schwule, Bi-, Inter- und Transidentitdten (AK PLuS)

q‘ @8r leben

Inhalt des Rundgangs

Der Spaziergang durch das Ostertor-/Steintorviertel fiihrt an Orte, die fiir die
Geschichte der Lesben- und Frauenbewegung bedeutsam waren und teilweise
noch sind. Hier entstanden in den 70er und 80er Jahren Beratungs-, Kultur- und
Bildungsprojekte, die malgeblich von Lesben mit gegriindet und durchgefihrt
wurden. Einige mussten nach einigen Jahren aus finanziellen Griinden schlief3en,
wahrend andere, z.B. das Lesbentelefon, das Rat&Tat-Zentrum oder belladonna
— Kultur, Bildung und Wirtschaft fiir Frauen e.V. seit tGber 30 Jahren bestehen und
inzwischen selbst Geschichte geschrieben haben.

Vorgestellt werden auch frauenliebende Bremerinnen aus dem 19. und friihen
20. Jahrhundert, die sich wie Betty Gleim fiir das Recht auf Bildung und ein selbst-
bestimmtes Leben ihrer Zeitgenossinnen einsetzten.

Der Rundgang endet bei belladonna mit einer Flihrung durch das Bremer Frauen-
archiv und die Bibliothek.

Der erste Rundgang startete am 29. April 2012 mit 20 Teilnehmerinnen und wur-
de bisher zehnmal durchgeflihrt, mit zwei Terminen pro Jahr, jeweils im Friihjahr
und im Herbst. Es nahmen durchschnittlich 15 Frauen am Rundgang teil.

Bremer Touristik-Zentrale
Die BTZ bietet auf Anfrage individuelle Stadtfiihrungen oder Szene-Touren fir
besondere Gruppen an.

Es wird derzeit gepriift, ob weitere Mallnahmen in das aktuell zu erarbeitende
Landestourismuskonzept 2025 aufgenommen werden.
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2.4 Antidiskriminierung und Offentlichkeitsarbeit

Mit Inkrafttreten des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetztes im August 2006
ist die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) gegriindet worden. Die ADS
startete Anfang 2011 eine , Offensive fiir eine diskriminierungsfreie Gesellschaft”,
aus der heraus sich die , Koalition gegen Diskriminierung” entwickelt hat.

Bremen ist nach Berlin, Hamburg und Brandenburg das vierte Land, das am
19.12.2012 die Absichtserklarung , Koalition gegen Diskriminierung” unterzeichnet
hat. Ziel der Vereinbarung ist es, vor Ort flr das Thema Diskriminierungsschutz

zu sensibilisieren und es als Querschnittsaufgabe politisch zu verankern, lokale
Beratungsstellen zu unterstiitzen und gemeinsame Anstrengungen gegen Diskri-
minierung zu organisieren. Im September 2013 hat sich daraufhin — einem Auf-
trag der Bremischen Biirgerschaft folgend — das Netzwerk gegen Diskriminierung
gegriindet.

Der Bedarf einen Umgang insbesondere mit mehrdimensionaler (intersektionaler)
Diskriminierung auf struktureller Ebene aufzuzeigen, ist nach wie vor vorhanden.
Auf den Abbau von Ungleichbehandlungen und Diskriminierung hinzuwirken, ist
durch Offentlichkeitsarbeit und rechtlich z.B. durch Gesetzesvorschldge moglich
und wirkungsvoll. Bereits vorhandene Antidiskriminierungsstrukturen missen
gestarkt werden.

Homo-, Trans*- und Interphobie und andere Diskriminierungsformen bleiben wei-

terhin akzeptiert und salonfahig, solange der Staat LSBT*IQ keine gleichen Rechte

gewadhrt. Eine Politik, die gegen Homo-, Trans*- und Interphobie vorgehen will,

muss LSBT*IQ die gleichen Rechte gewahren, deshalb braucht es die endgiiltige

Beseitigung rechtlicher Diskriminierungen:*®

> eine Reform des Abstammungsrechts ist dringend notwendig, da die Ehe fir alle
(Ehedffnungsgesetz) an dem geltenden Abstammungsrecht nichts gedndert hat

> eine menschenrechtsorientierte, freiheitliche Reform des Transsexuellenrechts,
die die Selbstbestimmung in den Mittelpunkt stellt

> dem Grundrecht intergeschlechtlicher Menschen auf kérperliche Unversehrtheit
Geltung zu verschaffen und intergeschlechtlichen Menschen in unserer Rechts-
ordnung Selbstbestimmung zu ermdéglichen

> die Erganzung von Art. 3 Abs. 3 GG um das Kriterium der sexuellen Identitdt und
der Geschlechtsidentitat.

Die in dem Handlungsfeld Antidiskriminierung umgesetzten MalBnahmen zielen
auf offentlichkeitswirksame MalRnahmen, wie z.B. die Bekanntmachung des Lan-
desaktionsplans gegen Homo-, Trans* und Interphobie auf dem Bremer CSD und
in der Bremer Verwaltung. Die Durchfiihrung einer breiten Akzeptanzkampagne
ware immer noch wiinschenswert.

38 Insbesondere auch in den 430 Bremer und Bremerhavener Sportvereinen und im Schulsport.
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Die Schaffung eines Ansprechpartners fiir gleichgeschlechtliche Lebensweisen
(AglL) bei der Polizei Bremen (Sonderzustandigkeiten flir homophobe Straftaten
bei Polizei und Staatsanwaltschaft) und die Initiierung eines intersektionalen Bera-
tungsangebotes fir LSBT*IQ mit Diskriminierungserfahrung sind wichtige Signale
des Landes Bremen, eine Antidiskriminierungskultur zu etablieren.

Ziel 1

Antidiskriminierung und Offentlichkeitsarbeit

MaBnahme 1

Bekanntmachung des Landesaktionsplanes innerhalb der Bremer Verwaltung,
der vom Land Bremen geforderten Institutionen sowie bei einer breiten
Offentlichkeit und in der LSBT*1Q-Community
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Veranstaltungen und Aktionen in Bremen

Mitarbeiter_innen des Rat&Tat-Zentrum flir queeres Leben e.V. haben im Jahr
2016 Uber die Inhalte des Landesaktionsplan unter anderem im Rahmen folgender
Veranstaltungen informiert: Demokratiekonferenz , Strategien gegen Homo- und
Transphobie” des Bundesprogramm Demokratie leben! (Bremen-Stadt); IQ-Projekt
»iko-diversity” innerhalb des Wahlpflichtmoduls , Sexuelle Identitdaten und Ver-
waltung/Diversity-Multiplkator_innen-Ausbildung” in Kooperation mit wisoak, der
Senatorin fiir Finanzen und dem Fortbildungszentrum des Offentlichen Dienstes
(AFZ); Veranstaltung ,Vielfalt rockt” des DGB; Internationaler Tag gegen Homo-
und Transphobie (IDAHOT); Christopher Street Day (CSD) Nordwest; Diversity Day;
Charity Slam in der Hochschule Bremen; queerfilmfestival Bremen.
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Daruber hinaus waren die Inhalte des Landesaktionsplans auch bei ca. 40 Schul-
aufklarungen fir sexuelle und geschlechtliche Vielfalt Thema sowie bei diversen
ahnlichen Informations- und Fortbildungsveranstaltungen. Ein Hauptaugenmerk
lag hierbei auch auf der Bekanntmachung des Logos ,,Bremen queer erleben”,
welches sichtbar auf Inhalte aus dem Landesaktionsplan hinweist. Das Logo ist
prasent auf Informationsbroschiiren und Faltblattern und es befand sich auch auf
10.000 Flyern und 250 Plakaten einer Veranstaltung im Sommer im Café Sand.

Bremerhaven

Die Verwaltung Bremerhaven ist bemiiht, im Rahmen ihres lGiblichen Handelns den
Zielen des Aktionsplans und den grundsatzlichen Diversity-Gedanken gerecht zu
werden. Als Beispiel hierfiir sei der Beitritt zur Charta der Vielfalt im Marz 2015
genannt.

Arbeitskreis Politik fiir Lesben und Schwule

Der Arbeitskreis Politik fir Lesben und Schwule, Bi-, Inter- und Transidentitaten
(Ak PLuS) ist 2011 aus dem 2001 gegriindeten Landesarbeitskreis Lesben- und
Schwulenpolitik in Bremen hervorgegangen. Um den Ak PLuS in der bremischen
Offentlichkeit bekannt und sichtbar zu machen, wurde in den letzten Jahren
verstarkte Offentlichkeitsarbeit geleistet und unterschiedliche Veranstaltungen
angeboten.

Herausragend war die Podiumsveranstaltung mit dem Thema: ,,Ehe light — 15
Jahre Eingetragene Lebenspartnerschaft”. Mehr als 60 Interessierte besuchten
am 15.11.2016 die informative und sehr lebendige Talkrunde im Haus der Wissen-
schaft:

Am 1. August 2001 trat in Deutschland das Lebenspartnerschaftsgesetz in Kraft. Es
sollte rechtliche Benachteiligungen fiir gleichgeschlechtliche Paare abbauen und
galt als erster Schritt auf dem Weg zur Gleichstellung mit heterosexuellen Ehepaa-
ren. Es folgten zahlreiche Nachbesserungen, aber die Zweite-Klasse-Ehe ist geblie-
ben. Da sich Lebenspartnerschaften und Ehen —aulRer im Adoptionsrecht — heute
praktisch nicht mehr unterscheiden, wire es Zeit fiir die Offnung der Ehe fiir alle.
In mehr als 20 Staaten in Europa und darliber hinaus gibt es sie langst. Doch in
Deutschland wird noch hartnackig am , Reinheitsgebot” der heterosexuellen Ehe
festgehalten. Woran liegt das? Wer sind die Gegnerinnen und Gegner der Eheoff-
nung? Was treibt sie an, und welche Strategien braucht es, um die Gerechtigkeit
flr gleichgeschlechtliche Paare herzustellen?

Diese Fragen diskutierten Dr. Laura Adamietz, Rechtsanwaltin und Vorstandsvor-
sitzende des Landesverbandes pro familia Bremen e.V., Manfred Bruns, pensio-
nierter Bundesanwalt am Bundesgerichtshof, ehemals Sprecher des Lesben- und
Schwulenverbandes in Deutschland (LSVD) und Dr. Eske Wollrad, Geschaftsfiihre-
rin vom Evangelischen Zentrum Frauen und Manner gGmbH.
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Es zeigte sich, dass es einen groRen Informations- und Diskussionsbedarf zum
Thema gab. Die Podiumsgaste aus Karlsruhe, Hannover und Bremen gaben viele
wertvolle Informationen Uber die Eingetragene Lebenspartnerschaft und es gab
eine lebhafte Diskussion.

Christopher Street Day in Bremen
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In diesem Jahr fand am 26. August 2017 zum ersten Mal seit vielen Jahren wie-
der ein Christopher Street Day in Bremen statt. Das Rat&Tat-Zentrum fiir queeres
leben e.V. hat sich mit einem LKW an der Parade beteiligt und dazu ein Banner
prasentiert, auf dem das Logo des Aktionsplans mit dem Zusatz ,,Auf Diskriminie-
rung entschlossen reagieren!” zu sehen war. Am gemeinsamen Informationsstand
mit dem Gesundheitsamt Bremen und der Aids Hilfe Bremen haben Mitarbeiter_
innen Uber den Aktionsplan informiert.

MaBnahme 2
Durchfiihrung einer Akzeptanzkampagne (Bremen queer-erleben)
unter Beteiligung aller Ressorts

Stand der Umsetzung
Diese Umsetzungsmalinahme soll zu einem spateren Zeitpunkt erfolgen.
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MafRnahme 3
Ausbau des Beratungsangebots fiir LSBT*1Q mit Diskriminierungserfahrung

Opferberatung

Im Rahmen des Bundesprogramms ,,Demokratie leben!” hat das Rat&Tat-Zentrum
flr queeres Leben e.V. fir das Jahr 2017 ein Angebot im Rahmen der Opferbe-
ratung fur LSBT*IQ-Personen in Bremen vorbereitet. Ziel ist es, Opfern von Dis-
kriminierung aufgrund von Homo-, Trans*- und Interphobie bei Erfahrungen von
Beleidigung, Ungleichbehandlung, Ablehnung oder Gewalterfahrung eine professi-
onelle Form der Entlastung und des Empowerment anzubieten.

Das Unterstlitzungsangebot umfasst Klarungshilfe, Krisenintervention, psychosozi-
ale Beratung und bei Bedarf die Begleitung der Opferzeug_innen im gerichtlichen
Verfahren. Es verfolgt das Ziel, die individuelle Belastung der Betroffenen zu redu-
zieren und potentieller Retraumatisierung entgegenzuwirken. Die Unterstitzungs-
leistungen sind freiwillig, einvernehmlich, unentgeltlich und auf Wunsch anonym.
Die ressourcenorientierte Unterstitzung soll dazu beitragen, die individuelle
Handlungsfahigkeit der Betroffenen wiederherzustellen.

Es gab Austausch- und Vernetzungsgesprache mit Bremer Kooperationspartnern
zum Aufbau eines Netzwerkes im Kontext des Aufbaus eines Beratungsangebotes
fur Betroffene rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt.

MaBnahme 4
Festlegung der Sonderzustédndigkeiten fiir homophobe Straftaten bei Polizei und
Staatsanwaltschaft
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Stand der Umsetzung

Sonderzustandigkeiten fir homophobe Straftaten bei Polizei und Staatsanwalt-
schaft: Ansprechpartner fir gleichgeschlechtliche Lebensweisen (Agl) in der
Polizei Bremen.

Entstehung: Die Polizei Bremen ist aufgrund ihrer Rolle in der Gesellschaft beson-
ders verpflichtet, vorurteilsfrei und unabhangig von Herkunft und Orientierung zu
handeln. Das gilt nach innen, wie nach aufSen. Die Polizei Bremen ist bereits auf
verschiedenen Feldern der Interkulturalitat und Vielfalt aktiv.

Zusatzlich wurde der Bedarf fiir einen Ansprechpartner fir gleichgeschlechtliche
Lebensweisen (AglL) anerkannt und installiert.

Aufgaben: Der Agl leistet Praventions- und Aufklarungsarbeit bei der LSBT*IQ
Community. Er ist auf vielen Veranstaltungen mit einem Infostand vertreten, gibt
fachliche Informationen und steht tber sein dienstliches Mobiltelefon sowie per
Email als Ansprechpartner zur Verfligung.

Des Weiteren berat er zu verschiedenen Fragestellungen. Hierzu zahlen unter an-
derem Fragen zum personlichen Outing, zum Umgang mit LSBT*IQ-Personen oder
fachliche Unterstiitzung bei der Sachbearbeitung.

Weiterhin unterstitzt und berat er Opfer homophober und transphober Gewalt.
Nicht alle wagen den Weg zur Polizei oder in die Offentlichkeit, weil viele Betroffe-
ne aus Angst vor Repressalien nicht selten ihre Identitat zu verbergen versuchen.
Der Ansprechpartner hilft, Hemmschwellen abzubauen und gegenseitiges Ver-
standnis zu erzeugen.

Die Polizei Bremen hat das Themenfeld LSBT*IQ in die Aus- und Fortbildung von
Polizeibeamt_innen integriert. Hierdurch wird der Stellenwert zum Ausdruck ge-
bracht.

Dariiber hinaus findet eine enge Zusammenarbeit mit den polizeiinternen und den
externen Beratungsstellen statt. Hierzu nutzt die Polizei ein ausgepragtes Netzwerk,
um Problemstellungen friihzeitig zu erkennen und fachkompetent zu (re-) agieren.

Beispiele der bisherigen Tatigkeiten:

> Burgerkontakte/-anfragen zu Stalking, Wegweisungsrecht, Anzeigenerstattung
> Zusammenarbeit mit der Kriminalpolizei bei der Fallbearbeitung

> Aus- und Fortbildung

> Infostande

> Presse- und Politikanfragen, Interviews.

Daraus bisher gemachte Erfahrungen:

Die Arbeit des Agl ist sehr umfangreich. Die bisherige Arbeitszeit ist voll ausgelastet.

Die externe Bekanntmachung ist noch ausbaufahig. Viele Menschen wissen noch
immer nicht, dass es den Ansprechpartner gibt und was er macht.
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Anlage

Erlauterungen

zu 2.1.2 Kinder, Jugend und Familie

Reform des Abstammungsrechts (Abschlussbericht)

Abschnitt C — lll. Mit-Mutterschaft, S. 68-71, in: Arbeitskreis Abstammungsrecht: ,,Empfehlungen
fiir eine Reform des Abstammungsrecht”, Bundesministerium der Justiz und Verbraucherschutz
(BMJVV), Berlin 2017.

Reform des Abstammungsrechts (Abschlussbericht)

Abschnitt D: Elternschaft von Trans- und Intersexuellen, S. 73-75, in : Arbeitskreis Abstammungs-
recht: ,Empfehlungen fir eine Reform des Abstammungsrecht”, Bundesministerium der Justiz
und Verbraucherschutz (BMJVV), Berlin 2017.

Stiefkindadoptionen (Quelle LSVD)

Das Motiv fur die Einfihrung der Rechtsform der Stiefkindadoption war die rechtliche Absiche-
rung von Halbwaisen, nicht-ehelichen Kindern und Scheidungskindern. So sollte eine nach aulRen
,hormal“ erscheinende Familiensituation geschaffen werden. Eine Zunahme von Stiefkindadopti-
onen, insbesondere Stiefvater-Adoptionen, war in der damaligen Bundesrepublik seit den 1970er
Jahren zu verzeichnen, heute machen Stiefkindadoptionen mehr als die Halfte aller Adoptionen
aus).

Das Birgerliche Gesetzbuch (BGB) sieht in §1741, Abs. 2, S. 3 die Annahme des Kindes eines Ehe-
gatten vor.

Im Verfahren gibt es keine Sonderregelungen fiir diese Art der Adoption:

> Die Annahme muss dem Kindeswohl dienen. Dies ist der Fall, wenn die Situation des Kindes
durch die Adoption deutlich und dauerhaft besser ist als vorher (rechtlich, psychologisch).

> Es muss zu erwarten sein, das zwischen dem Kind und dem Stiefelternteil eine Eltern-Kind-
Beziehung entsteht.

> Esist eine ,Pflegezeit” zu berlicksichtigen (abhangig vom Alter des Kindes und Einzelfall).

> Die Interessen weiterer Kinder sind einzubeziehen.

> Einwilligungen sind wie bei Fremdadoptionen notwendig.

Das vom Stiefelternteil adoptierte Kind bekommt die rechtliche Stellung eines gemeinschaft-
lichen Kindes. Die rechtliche Beziehung zum abgebenden (anderen leiblichen) Elternteil und
dessen Familie erlischt.

Zum Vergleich soll auf die rechtliche Situation von Stieffamilien ohne Adoption hingewiesen
werden: Die Kinder und die_der Ehepartner_in des leiblichen Elternteils sind miteinander ,ver-
schwagert”. Sie haben z.B. ein Zeugnisverweigerungsrecht, aber keine Sorge-, Unterhalts- und
erbrechtliche Beziehung zueinander.

Adoptionspflegezeit (Quelle LSVD)

Die Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendamter (BAGLJA) schreibt in ihren Empfehlungen
fir die Fachkrafte der Adoptionsvermittlung zur Stiefkindadoption: Es ist griindlich abzuwagen,
ob es dem Kind mit dem alten oder dem neuen Elternteil juristisch besser geht. Die Dauer und
Stabilitdt der neuen Partnerschaft, Entwicklung der Eltern-Kind-Beziehung und die Geschwistersi-
tuation sind zu beachten.
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Die Annehmende und die Mutter des Kindes bitten darum, von der Einhaltung
eines Adoptionspflegejahres abzusehen.

§ 1744 BGB bestimmt, dass die Annahme ,,in der Regel” erst ausgesprochen wer-
den soll, wenn der Annehmende das Kind eine angemessene Zeit in Pflege gehabt
hat. Es sind also auch Ausnahmen moglich.

In den neugefassten ,,Empfehlungen zur Adoptionsvermittlung, 7. neu bearbeitete
Fassung 2014“ der ,Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendamter” (siehe
www.bagljae.de, Menlpunkt ,Empfehlungen”) wird dazu auf Seite 69 f. gesagt:

,Die Zeit der Adoptionspflege (§ 1744 BGB) dient dazu, den Anndherungs- und
Integrationsprozess von Kind und Annehmenden zu vervollstandigen. Ihre Dauer
richtet sich nach dem Einzelfall und sollte so bemessen sein, dass vor dem Zeit-
punkt der gerichtlichen Adoptionsentscheidung eine Aussage dazu moglich ist,
ob wahrend der Adoptionspflegezeit ein Eltern-Kind-Verhaltnis entstanden oder
zumindest erkennbar zu erwarten ist und sich die Bedingungen fir das Kind sicht-
bar verbessert haben und die Annahme daher dem Wohl des Kindes dient.

(.....) BeiSauglingen und Kleinkindern bestehen in der Regel geringere Integra-
tionsschwierigkeiten, so dass die Adoptionspflegezeit kiirzer ausfallen kann als
bei dlteren Kindern. Eine Adoptionspflegezeit von weniger als einem Jahr dirfte
in den seltensten Fallen angemessen sein (z.B. bei neu geborenen Kindern ohne
Beziehungsabbruch unter Beachtung der Tatsache, dass durch die Anwesenheit
eines Kindes die Paarbeziehung eine neue Dynamik erhalt). Auch und gerade bei
Verwandten- oder Stiefkindadoptionen ist auf eine angemessene Adoptionspfle-
gezeit zu achten (vgl. 7.1.3). Dies gilt ebenso fiir Stiefkindadoptionen nach dem
Lebenspartnerschaftsgesetz.”

Assistierte Reproduktion (Quelle LSVD)

Nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 des Embryonenschutzgesetzes (ESchG) diirfen nur Arzt_in-
nen kiinstliche Befruchtungen von Frauen vornehmen. Nicht bestraft werden im
Fall des § 9 Abs. 1 Nr. 1 ESchG die Frauen, die eine kiinstliche Insemination bei sich
vornehmen, und die Manner, deren Samen zu einer kiinstlichen Insemination ver-
wendet wird (§ 11 Abs. 2 ESchG). Fiir die Frage, ob Arzt_innen bei der kiinstlichen
Befruchtung von Lebenspartner_innen assistieren dirfen, sind die Berufsordnun-
gen und Richtlinien der Landesarztekammern maligebend.

Die Arztekammer Hamburg hat die assistierte Reproduktion bei Lebenspartnerin-
nen ausdricklich erlaubt.

Die Landesarztekammern Bayern, Berlin und Brandenburg haben keine ,Richtlini-
en zur assistierten Reproduktion” erlassen bzw. ihre friihere Richtlinien aufgeho-
ben. Deshalb ist den Arztinnen und Arzten in diesen Kammerbezirken die Mitwir-
kung bei der Kinderwunschbehandlung von Lebenspartnern erlaubt.
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Die Gibrigen Landesarztekammern (Baden-Wirttemberg, Bremen, Hessen, Mecklen-
burg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen,
Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thiiringen und Westfalen-Lippe) haben die Mit-
wirkung der Arztinnen und Arzte bei der kiinstlichen Befruchtung von Lebenspart-
nerinnen berufsrechtlich nicht ausdricklich verboten, sondern offen gelassen. Be-
rufsrechtliche MaRnahmen gegen Arzt_innen, die bei der kiinstlichen Befruchtung
von Lebenspartner_innen assistieren, sind deshalb nicht zulassig.

Die Arztekammern Baden-Wiirttemberg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern,
Saarland, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thiiringen haben bestatigt,
dass die Arzt_innen in ihren Bezirken bei der Kinderwunschbehandlung von Le-
benspartner_innen assistieren dirfen.

Dieselbe Auffassung haben die Landeregierungen von Hessen, Niedersachen und
Nordrhein-Westfalen hinsichtlich der Arztekammern Hessen, Niedersachsen,
Nordrhein, Rheinland-Pfalz und Westfalen-Lippe vertreten.

zu 2.2.1 Migration

Bremer Rat fiir Integration

Der Bremer Rat fiir Integration konstituierte sich im Jahre 2005 und arbeitet eh-
renamtlich. Die Arbeit findet in den Arbeitsgruppen statt, unter anderem in der
Arbeitsgruppe ,, Antidiskriminierung”. Die Arbeitsgruppe setzt sich fir die kontinu-
ierliche Weiterentwicklung einer Antidiskriminierungskultur und die effektive Be-
kampfung der Ursachen von Diskriminierung in verschiedenen Lebensbereichen ein.

zu 2.2.2 Behinderung

Runder Tisch ,,Sexualitdt und Behinderung”

Der Runde Tisch ,,Sexualitdt und Behinderung” ist ein regelmaRig tagendes Gremi-
um. Vertreten sind mit dem Thema ,,Sexualitat und Behinderung” befasste Fach-
krafte aus sozialen und padagogischen Berufsfeldern.

Folgende Ziele werden verfolgt:

> Kontakte herstellen

> Austausch und Entwicklung von Methoden

> gemeinsame Standards zum Umgang mit Sexualitdt und Behinderung

> Pravention von sexualisierter Gewalt entwickeln

> behinderten Menschen, Eltern und Fachpersonal einen Zugang ermdglichen
> schone und positive Seiten von Liebe und Sexualitat hervorheben.
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Teilnehmer_innen: Albert-Schweitzer-Wohnstatten e.V.; Arista Service GmbH
(Lebenshilfe Bremerhaven); AWO Tagesforderung Huchting & Buntentor; Landes-
behindertenbeauftragter, Lebenshilfe Bremen e.V. (Wohnen); Lebenshilfe Bremer-
haven e.V.; Martinsclub Bremen e.V.; Nitribitt e.V. (Treffpunkt und Beratungsstelle
flr Prostituierte); pro familia LV Bremen; Schattenriss - Beratungsstelle gegen
sexuellen Missbrauch an Madchen e.V.; Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen,
Integration und Sport; Stiftung Friedehorst

Organisation: pro familia Bremen Mitte

zu 2.2.3 Trans*- und Intergeschlechtlichkeit

yTranssexualitat”(Definition Weltgesundheitsorganisation WHO)

Transsexualitat oder Transsexualismus wird von den Tragern dieser Eigenschaft

als das Wissen bezeichnet, nicht das bei der Geburt zugewiesene Geschlecht zu
haben. Nach Definition der WHO ist es der Wunsch, als Angehdoriger des anderen
Geschlechtes zu leben und anerkannt zu werden. Dieser Zustand geht meist mit
dem Unbehagen oder dem Wissen um nicht mit der Geschlechtsidentitat Giberein-
stimmender Kérpermerkmale einher. Haufig, aber nicht zwangslaufig besteht der
Wunsch nach chirurgischer und hormoneller Behandlung, um den eigenen Kérper
dem bestimmenden Identitdtsgeschlecht so weit wie moglich anzugleichen. Nach
der Internationalen Klassifizierung von Krankheiten und verwandter Gesundheits-
probleme ICD-10 der Weltgesundheitsorganisation (WHQO) zahlt Transsexualismus
als Geschlechtsidentitatsstdorung zu den Personlichkeits- und Verhaltensstérungen.

Im Neuentwurf der Klassifizierung ICD-11, der 2015 offiziell vorgestellt wurde, ist
Transsexualismus hingegen als medizinischer Zustand enthalten (Klasse 17 Condition
related to sexual health), der als ,gender incongruence”, d.h. geschlechtliche Nicht-
Ubereinstimmung, bezeichnet wird. Damit wird nach dieser zukiinftigen Klassifikati-
on Transsexualitat nicht mehr als Personlichkeits- oder Verhaltensstorung bzw. psy-
chische Storung angesehen. Das Inkrafttreten der ICD-11 ist fiir 2018 vorgesehen.

Gesundheitsministerkonferenz: Beschliisse der 86. GMK (2013):

TOP: 11.3 Lebensbedingungen von Intersexuellen verbessern

Die Gesundheitsministerkonferenz beschlief3t einstimmig:

Die GMK sieht in der Etablierung von Referenzzentren zur angemessenen medi-
zinischen Versorgung mit eingebundener psychosozialer Beratung im Bedarfsfall,
sowie durch eine verbindliche Zusammenarbeit mit den vor Ort versorgenden
Medizinern und psychosozialen Beratungsstellen/Selbsthilfegruppen eine ange-
messene Versorgungsstruktur.

Um eine individuelle und qualifizierte medizinische und psychosoziale Begleitung
hin zur zeitgerechten Entscheidungsfindung bei Eltern und Kind zu erreichen, wird
von Seiten der GMK Handlungsbedarf in folgenden Bereichen gesehen:
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Qualifizierung der medizinischen Berufsgruppen zur Thematik DSD (Disorders of
Sex Development)

Die Landesarztekammern und —Psychotherapeutenkammern werden gebeten, das
Thema im Rahmen von Fort- und Weiterbildung verstarkt aufzugreifen.

Der Bund wird gebeten, das Thema Intersexualitat in die Ausbildungs- und Pri-
fungsordnung fir Hebammen aufzunehmen und die Aufnahme in den Ausbildun-
gen in der Pflege zu Gberprifen.

Férderung von regionaler Selbsthilfe und von Verbanden

Die Lander werden die Koordinierungsstellen der gesundheitlichen Selbsthilfe bit-
ten, regionale Selbsthilfegruppen anzuregen und auf die Forderung nach § 20 (2)
SGB V hinzuweisen. Sie werden eigene Unterstiitzungsmoglichkeiten prifen.

Unterstiitzung der Forschung
Der Bund wird gebeten, die Forschung zur Intersexualitat zu verstarken.

Drucksache 362/17 vom 14.06.2017 (958. Sitzung des Bundesrats)
EntschlieBung des Bundesrates zur Aufhebung des Transsexuellengesetzes sowie
zur Erarbeitung eins Gesetzes zur Anerkennung der Geschlechtsidentitat und zum
Schutz der Selbstbestimmung bei der Geschlechterzuordnung

Landerbeteiligung: Rheinland Pfalz, Berlin, Bremen, Thiringen, Brandenburg

zu 2.3.2 Sport

Magistrat Bremerhaven: Sportforderungsrichtlinien (Diskriminierungsverbot)

Es werden keine Zuschisse gewihrt fiir die Beschiftigung von Ubungsleitern, die
trotz Abmahnung des Vereins durch AuRerungen und Gesten auffillig sind, die
nach Art und Inhalt geeignet sind, Dritte zu diffamieren, insbesondere aufgrund
von Hautfarbe, Religion, Geschlecht, Behinderungen, sexueller Orientierung oder
Abstammung bzw. ethnischer Herkunft. Dieses gilt auch dann, wenn der Ubungs-
leiter durch sein duReres Erscheinungsbild eine rassistische, fremdenfeindliche,
gewaltverherrlichende, diskriminierende, demokratie- oder sonst verfassungs-
feindliche Einstellung vertritt. Zum dauBeren Erscheinungsbild zahlen insbesondere
Kleidung, sichtbare Tattoos und Kérperschmuck, die bekanntermaRen auf eine ex-
tremistische Gesinnung hinweisen. Sofern dem Magistrat bzw. dem Amt fiir Sport
und Freizeit Erkenntnisse vorliegen, die darauf schlieBen lassen, dass ein entspre-
chendes Verhalten von einem Verein oder einzelnen Abteilungen unterstitzt wird,
kann der Verein oder die betreffende Abteilung insgesamt von der Sportférderung
ausgeschlossen werden. Dies gilt auch, wenn der Verein es nach gemeinsamer Be-
ratung mit dem Amt fir Sport und Freizeit unterlasst, Verhaltensweisen nach Satz
1 und 2 abzumahnen oder das Tragen von entsprechenden Kleidungsstiicken nach
Satz 4 zu unterbinden.

ql ‘@Ee erleben

77



Impressum

Herausgegeben von:

Freie Hansestadt Bremen

Die Senatorin fir Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport (SJFIS)

Abteilung Junge Menschen und Familie

Referat 21 ,Birgerschaftliches Engagement, Selbsthilfe, Familienférderung und -politik,
Gleichgeschlechtliche Lebensweisen”

Bahnhofsplatz 29, 28195 Bremen
www.soziales.bremen.de

Koordinierung | Redaktion:
Axel Toth, Senatorin fur Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport

Annette Mattfeldt, Caro Schulze, Rat&Tat-Zentrum fir queeres Leben e.V.
Theodor-Korner-Str. 1, 28203 Bremen

www.ratundtat-bremen.de

E-Mail: beratung@ratundtat-bremen.de

Telefon: 0421 | 70 00 07

Mitwirkende:

AK PLus Bremen — Arbeitskreis Politik fur Lesben und Schwule, Bi, Inter und Transidenti-
taten; Arbeitskreis ,Queeres Leben” Bremerhaven; belladonna - Kultur Bildung und Wirt-
schaft fiir Frauen e.V.; familiennetz Bremen; pro familia Bremen; pro familia Bremerha-
ven; queerfilm e.V.; Queer Teachers; Rat&Tat-Zentrum fiir queeres Leben e.V.; Trans*Café;
TransRecht e.V.;

Lektorat: Torsten Schlusche, korrega.tabs@yahoo.de

Gestaltung und Konzeption:
formathoch?2 | Andrea Kinzel, info@formathoch2.de

Fotos: S.2.,S.14,,S.17,S.37,5.52,S.62,,S.67.,S. 69, S. 70: Hartmut Miiller; S.
19, S. 26, S. 29, S. 42.: Rat&Tat-Zentrum; S. 20 familiennetz bremen; S. 22 (Ehe fiir
alle), LSVD Bundesverband; S.50, TransRecht e.V,; S. 59, belladonna Kultur, Bildung
und Wirtschaft flir Frauen e.V.

fotolia: S.4 ©Ewais, S. 6 ©lazyllama, S. 12 ©alswart, S. 72 ©coco, S. 74 ©O0rsolya,

Bremen, Januar 2018



Die Senatorin fiir Soziales, S Freie
Jugend, Frauen, Integration ¢ Hansestadt
und Sport Bremen




	Drs-19-1552 VB
	Bericht zur Umsetzung des Aktionsplans zur Homo-, Trans- und Interphobie für das Land Bremen

	20180227_BerichtAktionsplan_gesamt
	20180227_MdS_Bericht zur Umsetzung des Aktionsplans gegen Homophobie
	„Bericht zur Umsetzung des Aktionsplans gegen Homo-, Trans- und Interphobie für das Land Bremen“

	2018 02 27 BerichtAktionsplan


